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Die nachfolgend aufgelisteten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden im 

Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung vom 13.06.2019 bis 17.07.2019 mit Schreiben/Email 

vom 07.06.2019 durch die MVV Regioplan GmbH, der die Durchführung des Beteiligungsverfah-

rens durch die Stadt Viernheim (gem. §4b BauGB) übertragen wurde, von der Planung unter-

richtet und um Stellungnahme zum Vorentwurf innerhalb der Frist der frühzeitigen Beteiligung 

gebeten. 

 

Nr. Behörde Ort 

1.  Stadtverwaltung Mannheim Mannheim 

2.  Stadtverwaltung Weinheim Weinheim 

3.  Stadtverwaltung Heppenheim Heppenheim 

4.  Stadtverwaltung Lampertheim Lampertheim 

5.  Gemeinde Heddesheim Heddesheim 

6.  Stadt Hemsbach Hemsbach 

7.  Regierungspräsidium Darmstadt Darmstadt 

8.  Verband Region-Rhein-Neckar Mannheim 

9.  Kreisausschuss des Kreises Bergstraße Heppenheim 

10.  Kreis Bergstraße – Untere Naturschutzbehörde Heppenheim 

11.  Amt für Bodenmanagement, Heppenheim Heppenheim  

12.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen,  

Abt. Bau- und Kunstdenkmalpflege 

Wiesbaden 

13.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Abt. Archäologie /paläontologi-

sche Denkmalpflege (hessenArchäologie) 

Darmstadt 

14.  Kampfmittelräumdienst / über RPDA Darmstadt 

15.  Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen Darmstadt 

16.  BUND Landesverband Hessen Frankfurt 

17.  BUND, Ortsverband Viernheim Viernheim 

18.  NABU Landesverband Hessen Wetzlar 

19.  Hessische Gesellschaft für Naturschutz und Ornithologie e.V. Echzell 

20.  Wanderverband Hessen  

21.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Hessen Wiesbaden 

22.  Handwerkskammer / Kreishandwerkerschaft (Bergstraße)  Bensheim 

23.  Industrie- und Handelskammer Darmstadt Darmstadt 

24.  Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Darmstadt 

25.  Stadtverwaltung Viernheim, Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt Viernheim 

26.  Ortslandwirt Gerhard Hoffmann Viernheim 

27.  ZAKB Zentrale Abfallwirtschaft Kreis Bergstraße Lampertheim 

28.  Stadtentwässerung Viernheim 

29.  Stadtwerke Viernheim Viernheim 

30.  MVV Energie Mannheim 

31.  Deutsche Telekom AG Darmstadt 

32.  terranets bw GmbH (ehem. Gasversorgung Süddeutschland) Stuttgart 

33.  Abwasserverband Bergstraße Weinheim 

34.  Amprion  

35.  GVS Erdgas (jetzt terranets bw)  
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Von folgenden Bürgern, Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind im Rahmen 

der vorgegebenen Frist (nachträglich bei Fristverlängerung) Stellungnahmen eingegangen: 

 

Nr
. 

Behörde 
 

frühzeitige 
Beteiligung 

Offenlage Anregungen 

1.  Stadtverwaltung Mannheim 01.07.2019  keine 

2.  Stadtverwaltung Weinheim 27.06.2019  keine 

3.  Stadtverwaltung Heppenheim  ---    ---  

4.  Stadtverwaltung Lampertheim  ---    ---  

5.  Gemeinde Heddesheim  ---    ---  

6.  Stadt Hemsbach 12.06.2019  Keine 

7.  Regierungspräsidium Darmstadt 04.07.2019  Ja 

8.  Verband Region-Rhein-Neckar  ---   --- 

9.  Kreisausschuss des Kreises Bergstraße 

(Fristverl. 14.8.2019) 

14.08.2019  Ja 

10.  Kreis Bergstraße – Untere Naturschutzbe-

hörde 

 ---   --- 

11.  Amt für Bodenmanagement, Heppenheim 04.07.2019  Keine 

12.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen, 

Abt. Bau- und Kunstdenkmalpflege 

 ---   --- 

13.  Landesamt für Denkmalpflege Hessen, 

Abt. Archäologie / paläontologische Denk-

malpflege (hessenArchäologie) 

11.07.2019  Ja 

14.  Kampfmittelräumdienst / über RPDA 11.07.2019  Ja 

15.  Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen  ---   --- 

16.  BUND Hessen  ---   --- 

17.  BUND, Ortsverband Viernheim 16.07.2019 
07.10.2019 

07.10.2019 

 Ja 

18.  NABU Hessen  ---   --- 

19.  Hessische Gesellschaft für Naturschutz 

und Ornithologie e.V. 

 ---   --- 

20.  Wanderverband Hessen  ---   --- 

21.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald  ---   --- 

22.  Handwerkskammer / Kreishandwerker-

schaft (Bergstraße) 

 ---   --- 

23.  Industrie- und Handelskammer Darmstadt 

(Fristverl.) 
31.07.2019  Keine 

24.  Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsma-

nagement 
08.07.2019  Keine 

25.  Stadtverwaltung Viernheim, Bauverwal-

tungs- und Liegenschaftsamt 

 ---   --- 

26.  Ortslandwirt Gerhard Hoffmann  ---   --- 

27.  ZAKB Zentrale Abfallwirtschaft Kreis Berg-

straße 
25.06.2019  Keine 

28.  Stadtentwässerung 13.06.2019  Keine 

29.  Stadtwerke Viernheim 27.06.2019  Keine 

30.  MVV Energie  ---   --- 
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31.  Deutsche Telekom AG  ---   --- 

32.  terranets bw GmbH (ehem. Gasversorgung 

Süddeutschland) 
11.06.2019  Keine 

33.  Abwasserverband Bergstraße  ---   --- 

34.  Amprion  ---   --- 

35.  GVS Erdgas Gasversorgung Süddeutsch-

land 

11.06.2019  Keine 

 
Nachdem die Frist zur Abgabe von Stellungnahmen abgelaufen ist, im Übrigen Stellungnahmen 

mit voriger Fristverlängerung, sowie einer verspäteten jedoch „nur“ ergänzenden Stellungnahme, 

sonst aber keine weiteren verspäteten Stellungnahmen eingegangen sind, kann davon ausge-

gangen werden, dass die Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, 

die keine Stellungnahmen abgegeben haben, auch keine Anregungen zum Inhalt der vorgeleg-

ten Bauleitplanung im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung geltend machen oder deren Be-

lange bereits angemessen in der Planung berücksichtigt wurden. 

 

Im Sinne des § 4a Abs. 6 des Baugesetzbuches sind Belange von Trägern öffentlicher Belange, 

die nicht innerhalb der festgesetzten Frist vorgetragen wurden, nicht in der Abwägung zu be-

rücksichtigen, es sei denn, die verspätet vorgebrachten Belange sind der Stadt bekannt oder 

hätten ihr bekannt sein müssen. Hierzu wird festgestellt, dass derlei Belange der Stadt nicht 

bekannt sind oder ihr hätten bekannt sein müssen. 

 

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange werden gemäß der Anlage I zur Behandlung 

vorgeschlagen. 
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Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 
Förmliche Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs.2 BauGB 

1 Stadt Mannheim 
Stellungnahme Schreiben vom 28.06.2019   
 
Die Durchsicht der Planunterlagen hat ergeben, dass 
die öffentlichen Belange der Stadt Mannheim durch den 
o.g. Bebauungsplan und die FNP-Änderung nicht be-
rührt werden. 
Wir werden deshalb keine Anregungen und Bedenken 
in das Planverfahren einbringen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Keine Anregungen und Bedenken. 
 
 

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 

2 Stadt Weinheim 
Stellungnahme Schreiben vom 26.06.2019  
 

Wir bedanken uns für die Beteiligung im Rahmen der 

o.g. Bauleitplanverfahren. Unter der Voraussetzung, 

dass der Bebauungsplan die Bestandssicherung des 

Betriebs zum Gegenstand hat, bestehen von unserer 

Seite keine Anregungen oder Bedenken. Da aus den 

von Ihnen vorgelegten Planunterlagen nichts anderes 

ersichtlich ist, gehen wir davon aus, dass der Bebau-

ungsplan keine über den bereits genehmigten Umfang 

hinausgehende Vergrößerung der Produktionsmengen 

hinsichtlich Tierhaltung, -schlachtung und -weiterverar-

beitung zulässt. Andernfalls benötigen wir eine Darstel-

lung, in welchem Umfang Erweiterungen zugelassen 

werden sollen. 

Wir wünschen Ihnen bzw. der Stadt Viernheim für das 

weitere Verfahren viel Erfolg.  

 
 
 
Aus den Unterlagen geht der Umfang hervor.  
Zum einen soll der Bestand planungsrechtlich gesichert, 
darüber hinaus aber auch weitere bauliche Maßnahmen 
(Um- und Neubau) ermöglicht werden.  
Die baulichen Maßnahmen sind mittel- bis langfristig er-
forderlich, um die betrieblichen Abläufe sicherzustellen 
und zu verbessern, als auch den steigenden Qualitäts-
ansprüchen zur Erlangung notwendiger Zertifizierungen 
im Lebensmittelbereich gerecht werden zu können. 
Die im Bestand vorhandenen, nördlich des Pariser We-
ges gelegen Betriebsstätten (Schlachterei- und Zerlege-
betrieb, Agrarbetrieb) sind durch bau- und immissions-
schutzrechtliche Genehmigungen abgedeckt. 
Für eine Vergrößerung der Produktionsmengen (Tier-
haltung, -schlachtung und -weiterverarbeitung) wären 
entsprechende Genehmigungen (BImschG) erforder-
lich.  
Die Stadt Weinheim wird im Bauleitplanverfahren wei-
terhin beteiligt und kann sich in der Offenlage zu den 
Festsetzungen und Regelungen äußern.  
 

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
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Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag 

3 Stadtverwaltung Heppenheim 
---  

  

4 Stadtverwaltung Lampertheim 
---  

  

5 Gemeinde Heddesheim 
---  

  

6 Stadt Hemsbach  
(Fachbereich 2 – Bauverwaltung)  
Stellungnahme Schreiben vom 11.06.2019  

 

Wir haben die Unterlagen zum o.g. Bebauungsplan ein-

gesehen und geprüft. Die Stadt Hemsbach hat hierzu 

keine Anregungen und Bedenken. Die Belange der 

Stadt werden durch die Planung nicht berührt. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Keine Anregungen und Bedenken. 
 

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 

7 Regierungspräsidium Darmstadt 
Stellungnahme Schreiben vom 04.07.2019  
 
Mit der vorliegenden Planung ist beabsichtigt, für den 
Bestand der Lammschlachterei Baumann die zukünfti-
gen baulichen Erfordernisse der Betriebsstätte pla-
nungsrechtlich abzusichern und zu ordnen. Leider fehlt 
den Unterlagen eine Begründung.  
 
 
 
 
 
Der geplante Geltungsbereich ist im geltenden Regio-
nalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 
(RPS/RegFNP) 2010 als 

- „Vorranggebiet Landwirtschaft“,  
- „Vorranggebiet Regionaler Grünzug“,  
- „Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft“ 

und  

 
 
 
Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen.  
Eine Begründung nach §2a BauGB zum Bebauungs-
plan wird noch erarbeitet. Sie wird zur förmlichen Betei-
ligung im Zuge der Offenlage nach §§ 3 Abs. 2 und 4 
Abs. 2 BauGB bereitgestellt. Die aus der frühzeitigen 
Unterrichtung vorgetragenen Fachbelange auch im Hin-
blick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungs-
grad der Umweltprüfung sollen dann eingearbeitet sein.  
 
 
Die bestehenden regionalplanerischen Ausweisungen 
nach dem Regionalplan Südhessen/ Regionalen Flä-
chennutzungsplan (RPS/RegFNP) sind bekannt.  
Die Stadt Viernheim hat im Jahr 2020 einen Antrag auf 
Zulassung einer Abweichung von den Zielen des Regi-
onalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plans 2010 zur Darstellung / Festsetzung eines sonsti-
gen Sondergebietes (Lammschlachterei/Zerlege-

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
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Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag 

- „Vorbehaltsgebiet für oberflächennahe Lager-
stätten“  

festgelegt.  
 

Gegen die Planung bestehen mit den derzeitigen Fest-
setzungen Bedenken, da dem Vorhaben das Ziel des 
„Regionalen Grünzuges“ entgegensteht.  
Grundsätzlich hat unter Hinweis auf Ziel 3.4.1-3 die bau-
leitplanerische Ausweisung u. a. von Sonderbauflächen 
in den ausgewiesenen „Vorranggebieten Siedlung“ 
stattzufinden.  
Auch wenn es sich um eine Bestandssicherung und -
erweiterung handelt, kann ich meine Bedenken auf-
grund der getroffenen Festsetzungen eines Sonderge-
bietes in der genannten Größe derzeit nicht zurückstel-
len. Das geplante Sondergebiet beansprucht circa 7 ha 
des „Vorranggebietes Regionaler Grünzug“.  
Gemäß Regionalplan Südhessen 2010, Ziel Z4.3-2 darf 
die Funktion der Regionalen Grünzüge durch andere 
Nutzungen nicht beeinträchtigt werden. 
Planungen und Vorhaben, die zu einer Zersiedlung, ei-
ner Beeinträchtigung der Gliederung von Siedlungsge-
bieten, des Wasserhaushalts oder der Freiraumerho-
lung oder der Veränderung der klimatischen 
Verhältnisse führen können, sind in den Regionalen 
Grünzügen nicht zulässig. Hierzu zählen neben Woh-
nungsbau- und gewerblicher Nutzung auch Sport- und 
Freizeiteinrichtungen mit einem hohen Anteil baulicher 
Anlagen, Verkehrsanlagen sowie andere Infrastruktur-
maßnahmen. Im „Vorranggebiet Regionaler Grünzug“ 
hat jede weitere Siedlungstätigkeit zu unterbleiben. Ge-
mäß Regionalplan Südhessen, Ziel Z4.3-3 sind Abwei-
chungen nur aus Gründen des öffentlichen Wohls und 
unter der Voraussetzung zulässig, dass gleichzeitig im 
selben Naturraum Kompensationsflächen gleicher 

betrieb, Agrarunternehmung) gestellt. Mit Bescheid 
vom 02.01.2021 wird im Hinblick auf die Darstellung 
bzw. Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes mit 
einem Umfang von 7,6 ha die Abweichung von folgen-
den Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplans 2010 nach Maßgabe der ge-
troffenen Nebenbestimmungen und der dem Bescheid 
als Anlage beigefügten Plankarten zugelassen: 

1. Ziel Z3.4.1-3, wonach „die bauleitplanerische Aus-
weisung von […] Sonderbauflächen […] innerhalb 
der in der Karte ausgewiesenen „Vorranggebiete 
Siedlung, Bestand und Planung" stattzufinden hat. 

2. Ziel Z4.3-2, wonach „die Funktion der Regionalen 
Grünzüge durch andere Nutzungen nicht beein-
trächtigt werden“ darf. 

3. Ziel Z10. 1-10, wonach „im „Vorranggebiet für 
Landwirtschaft die landwirtschaftliche Bodennut-
zung Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen“ 
hat. 

Die Nebenbestimmungen aus dem werden in die Bau-
leitplanung überführt.  
Zudem erfolgt eine flächenhafte Kompensation von ca. 
7,6 ha auf Ebene des Regionalplans durch die Neuaus-
weisung eines Regionalen Grünzugs auf geeigneter 
Fläche im nordöstlichen Bereich des Siedlungskörpers 
Viernheims. Die Kompensationsfläche regionaler Grün-
zug wird im Bescheid zum Zielabweichungsverfahren 
benannt und in den Abbildungen der Begründung des 
Bebauungsplanes dargestellt. Durch diesen Flächen-
tausch wird der Regionaler Grünzug auf der Tauschflä-
che flächenneutral kompensiert.  
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Übernahme Nebenbestimmung aus Zielabwei-
chungsverfahren (ZAV): NEU: Bedingte Fest-
setzung (mit kompletter Nutzungsaufgabe er-
lischt das Baurecht) 
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Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Größe, Qualität und vergleichbarer Funktion dem „Vor-
ranggebiet Regionaler Grünzug“ zugeordnet werden.  
 
Der Bereich der Planung, der als „Flächen für die 
Landwirtschaft“ ausgewiesen werden soll, steht dem 
Ziel „Vorranggebiet Regionaler Grünzug nicht entge-
gen. Die Ausweisung des „Vorranggebietes Regionaler 
Grünzug“ bleibt hier bestehen.  
Das Vorranggebiet für Landwirtschaft wird durch das 
geplante Sondergebiet mit etwa 4,5 ha in Anspruch ge-
nommen. Die Beanspruchung ist regionalplanerisch 
nicht raumbedeutsam.  
Die Bereiche die als „landwirtschaftliche Fläche“ festge-
legt werden, stehen dem Ziel des Vorrangs Landwirt-
schaft nicht entgegen. Der Bereich bleibt weiterhin als 
„Vorranggebiet für Landwirtschaft“ ausgewiesen.  
 
Ich rege daher an, die Festsetzung „Sondergebiet“ auf 
die versiegelten Flächen zu reduzieren und die Weide-
flächen als landwirtschaftliche Flächen zu belassen. 
Auch eine Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB wäre 
denkbar.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus Sicht des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege nehme ich wie folgt Stellung:  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 294 
„Sondergebiet Lammschlachterei Baumann überlagert 
kein ausgewiesenes oder geplantes Natur- oder Land-
schaftsschutzgebiet. 

 
 
 
Laut Bescheid stellt die bauleitplanerische Ausweisung 
einer Weidefläche mit einem Umfang von 6,3 ha keinen 
Verstoß gegen die Ziele Z4.3-2 und Z10.1-10 des Regi-
onalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plans 2010 dar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die Darstellung / 
Festsetzung von SO-Flächen wird für bestehende und 
zukünftig versiegelte Flächen im vorbereitenden wie 
auch verbindlichen Bauleitplanverfahren vorgenom-
men. Die Weideflächen werden als landwirtschaftliche 
Fläche berücksichtigt. Eine bedingte Festsetzung wird 
aufgenommen, wonach mit vollständiger Nutzungsauf-
gabe das Baurecht für das SO Lammschlachterei er-
lischt. Eine Folgenutzung ist festgesetzt (SO Landwirt-
schaft). 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
Die Begründung und der Umweltbericht werden zur Of-
fenlage zur Verfügung gestellt.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Planzeichnung Bebauungsplan: Festsetzung 
der Weideflächen als landwirtschaftliche Flä-
che, Ergänzung Festsetzung 
 
Plandarstellung FNP wird zum Entwurf ange-
passt: 7,6 ha Sonderbaufläche / 6,3 ha land-
wirtschaftliche Fläche (bisher komplett als Son-
derbaufläche dargestellte dargestellt) 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
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Eine Begründung und ein Umweltbericht fehlen in den 
Unterlagen noch vollständig. Zu weiteren naturschutz-
fachlichen Belangen verweise ich auf die Stellung-
nahme der unteren Naturschutzbehörde des Landkrei-
ses Bergstraße.  
 
Aus Sicht des öffentlichen Belanges Landwirt-
schaft/Feldflur nehme ich zu dem oben genannten 
Verfahren wie folgt Stellung:  
- Den vorgelegten Unterlagen fehlt die Begründung. 
Das Plangebiet wird durch landwirtschaftliche Nut-
zungsstrukturen geprägt, wobei es sich um hochwertige 
landwirtschaftliche Flächen handelt, die im „Landwirt-
schaftlichen Fachplan Südhessen“ (LFS) in der höchs-
ten Wertigkeitsstufe 1a aufgeführt sind. Auf Grund ihrer 
hohen Bodenqualität und Nutzungseignung sind diese 
Flächen damit besonders schützenswert.  
 
 
 
 
 
 
 
Detaillierte Aussagen zu den Auswirkungen und erfor-
derlich werdenden naturschutzrechtlichen Ausgleichs-
maßnahmen sollen erst im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung getroffen werden. Es wird bereits jetzt 
darauf hingewiesen, dass der naturschutzrechtliche 
Ausgleich nach Möglichkeit flächenneutral d.h. ohne 
Beanspruchung von weiteren landwirtschaftlichen Flä-
chen umgesetzt werden soll, z.B. im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans.  
Maßnahmen an Gewässern, im Wald sowie der Ankauf 
von Biotopwertpunkte von bereits umgesetzten Maß-
nahmen werden ebenfalls begrüßt.  

Die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 
Landkreis Bergstraße wird unter Nr. 10 behandelt. 
 
 
 
 
Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen. Die Be-
gründung wird zur Offenlage zur Verfügung gestellt. Die 
landwirtschaftlichen Flächen (Wertigkeitsstufe 1a) wer-
den im LFS mit Ihrer hohen Bodenqualität und Nut-
zungseignung als besonders schützenswert eingestuft. 
Die Planungsaussagen des LFS basieren neben ökolo-
gischen auch auf ökonomischen und sozialen Nutz-, 
Schutz- und Sicherungsfunktionen der Feldflur. 
Die Bewertungskriterien des LFS unterscheiden sich al-
lerdings von der Bewertung des Bodens nach Boden-
funktionen, die sich an der „Arbeitshilfe zur Ermittlung 
des Kompensationsbedarfes für das Schutzgut Boden 
in Hessen und Rheinland-Pfalz: Kompensation des 
Schutzgutes Boden in der Bauleitplanung nach BauGB 
(2018)“ orientiert. So sind zum Beispiel ökonomische 
Kriterien nicht Bestandteil der Umweltprüfung.  
Der Bodenfunktionsbewertung im Umweltbericht liegt 
daher die genannte Arbeitshilfe zugrunde.  
Der Umfang von erforderlichen naturschutzrechtlichen 
Kompensationsmaßnahmen wird im Rahmen der zu er-
arbeitenden Eingriff-Ausgleichs-Bilanzierung erfasst 
und im Umweltbericht dargestellt. Grundlage der Ermitt-
lung des Kompensationsbedarfs werden zunächst Ver-
meidungs- und Verminderungsansätze, sowie die Kom-
pensation von Beeinträchtigungen durch Maßnahmen 
innerhalb des Geltungsbereiches des Plangebietes 
sein.  
Ein flächenschonender Umgang mit hochwertigen land-
wirtschaftlichen Flächen, wird soweit möglich berück-
sichtigt. Im erforderlichen Umfang mögliche 

 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
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Aus Sicht des öffentlichen Belanges Landwirt-
schaft/Feldflur ist die Beanspruchung der landwirt-
schaftlichen Flächen zu bedauern. Die diesbezüglich 
grundsätzlich bestehenden Bedenken werden vorlie-
gend jedoch zurückgestellt, da die Planung der Verbes-
serung der betrieblichen Abläufe und den steigenden 
Qualitätsanforderungen des landwirtschaftlichen Betrie-
bes Baumann dient.  
 
Aus Sicht der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt 
Darmstadt nehme ich zu dem o. a. Bebauungsplan so-
wie zur Änderung des Flächennutzungsplans wie folgt 
Stellung:  
Wasserversorgung/Grundwasserschutz  
Bei der geplanten Versickerung von nicht schädlich ver-
unreinigtem Niederschlagswasser, ist eine qualitative 
Beeinträchtigung des Grundwassers durch diese aus-
zuschließen. Das Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, 
Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Nie-
derschlagswasser“ sowie das Merkblatt DWA-M 153 
„Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwas-
ser“ sind zu beachten. Die Mächtigkeit des Sickerraums 
sollte, bezogen auf den höchst gemessenen Grundwas-
serstand, mindestens 1 Meter betragen. 
Das Planungsgebiet liegt im Einflussbereich des Grund-
wasserbewirtschaftungsplans Hessisches Ried. Im Ein-
zelnen sind die Vorgaben des Grundwasserbewirtschaf-
tungsplans Hessisches Ried, mit Datum vom 9. April 
1999 festgestellt und veröffentlicht im Staatsanzeiger 
für das Land Hessen „21 / 1999 S. 1659“ in der Fassung 
vom 17. Juli 2006 veröffentlicht im Staatsanzeiger 31 / 
2006 S. 1704, zu beachten. Ich bitte Sie einen entspre-
chenden Hinweis in den Textteil des Bebauungsplans 
aufzunehmen.  
 

Maßnahmen an Gewässern, im Wald, oder der Erwerb 
von Ökopunkten (Biotopwertpunkten) werden bei der 
Erarbeitung des Kompensationskonzeptes/ Grünord-
nunsplans geprüft.  
Im Zuge der bauleitplanerischen Abwägung wird über 
den Umfang und die Gewichtung dieses Belanges ge-
genüber anderen zu befinden sein.  
 
 
Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen. 
Den Anregungen wird gefolgt. Kenntnisnahme. 
Im Rahmen der Bauleitplanung werden die Vorgaben 
zur örtlichen Versickerung des anfallenden (unbelaste-
ten) Niederschlagswassers festgesetzt. Ergänzend wird 
auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 und das Merkblatt 
DWA-M 153 im Bebauungsplan unter Punkt „Hinweise“ 
ein Verweis aufgenommen.  
Der Nachweis über die fachgerechte Niederschlags-
wasserbeseitigung ist im Rahmen des Bauantrages zu 
erbringen.  
Ein Hinweis auf die Lage des Plangebietes im Einfluss-
bereich des Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessi-
sches Ried wird in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung / Auswirkungen auf 
den Bebauungsplan: 
(Wasserversorgung/Grundwasserschutz) 
Ergänzung der Planzeichnung: Kennzeich-
nung als Vernässungsgefährdestes Gebiet.  
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt D2 (Nachrichtliche Übernahme) so-
wie unter E.4 in Hinweisen ergänzt: 
D2 Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessi-
sches Ried: Das Plangebiet liegt im Geltungs-
bereich des Grundwasser-Bewirtschaftungs-
planes Hessisches Ried. Durch Umsetzung 
dieser Fachplanung können sich großflächige 
Grundwasserspiegelschwankungen ergeben. 
E4 Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessi-
sches Ried: Das Planungsgebiet liegt im Ein-
flussbereich des Grundwasserbewirtschaf-
tungsplans Hessisches Ried. Die Vorgaben 
des Grundwasserbewirtschaftungsplans Hes-
sisches Ried, mit Datum vom 9. April 1999 fest-
gestellt und veröffentlicht im Staatsanzeiger für 
das Land Hessen „21/1999 S. 1659“ in der Fas-
sung vom 17. Juli 2006 veröffentlicht im Staats-
anzeiger 31/2006 S. 1704, sind zu beachten. 
Durch Umsetzung dieser Fachplanung können 
sich großflächige Grundwasserspiegelschwan-
kungen ergeben. 
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In dem Plangebiet ist mit sehr hohen Grundwasserstän-
den (Grundwasserflurabstände 1-2 m, Quelle: Grund-
wasserflurabstandskarten des Hessischen Landesamts 
für Naturschutz, Umwelt und Geologie) zu rechnen. Zur 
Vermeidung von Setzrissschäden bzw. Vernässungs-
schäden sind in der Bauleitplanung grundsätzlich die 
minimalen und maximalen Grundwasserflurabstände zu 
berücksichtigen. Die erforderlichen baulichen Vorkeh-
rungen – z. B. Vorgaben zur maximalen Einbindetiefe 
von Gebäuden oder spezielle Gründungsmaßnahmen – 
sollten in dem Bebauungsplan festgesetzt werden, da-
mit die ausgewiesene Nutzung ohne Gefahr der Ver-
nässung realisierbar ist.  
 
Flächen mit sehr hohen Grundwasserständen (0 bis 
3,00 m Flurabstand) sind gemäß § 9 Abs. 5 BauGB im 
Bebauungsplan als vernässungsgefährdete Gebiete zu 
kennzeichnen.  
Bitte nehmen Sie ggf. die Festsetzungen vor. Außerdem 
bitte ich Sie einen Hinweis bezüglich der Lage innerhalb 
des Grundwasserbewirtschaftungsplans aufzunehmen.  
 
 
 
 
 
Abwasser  
Es ist noch der Nachweis zu erbringen, dass mit dem 
Anschluss des Sondergebietes die Regeln der Technik 
bei der Mischwasserbehandlung eingehalten werden 
und das anfallende Schmutzwasser in einer öffentlichen 
Kläranlage gereinigt werden kann.  
 
 
 
 

Die hohen Grundwasserstände werden zur Kenntnis 
genommen. Eine Bauteilvernässung etc. ist in den 
nachfolgenden Fachplanungen durch vorbeugende und 
/ oder bauliche und technische Maßnahmen auszu-
schließen. Darüber hinaus wird ein Hinweis zum Grund-
wasserflurabstand aufgenommen.  
Von der Festsetzung weiterer baulicher Vorkehrungen 
(Vorgaben zur max. Einbindetiefe von Gebäuden oder 
spezielle Gründungsmaßnahmen) im Bebauungsplan 
wird abgesehen.  
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Das Plangebiet wird als „ver-
nässungsgefährdetes Gebiet“ nach § 9Abs. 5 BauGB 
gekennzeichnet und ein Hinweis auf eine angepasste 
Bauweise und zur Lage innerhalb des Grundwasserbe-
wirtschaftungsplanes wird aufgenommen.  
 
 
 
 
 
 
 
Abwasser  
Im Bebauungsplan sind keine weiteren inhaltlichen Re-
gelungen erforderlich. Es gelten die bekannten Rechts-
grundlagen. Diese sind im Zuge der Fachplanungen, 
insbesondere bei Bauantragsstellung einzuhalten und 
nachzuweisen (Entwässerungsantrag). Im Übrigen gilt 
die Entwässerungssatzung (EWS) Viernheims, in der 
auch die Einleitbedingungen (§7 allgemeine Einlei-
tungsbedingungen, EWS) definiert sind.  

E4 Versickerungsanlagen: Bei der Planung von 
Versickerungsanlagen sind das Arbeitsblatt 
DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von An-
lagen zur Versickerung von Niederschlagswas-
ser“ sowie das Merkblatt DWA-M 153 „Hand-
lungsempfehlungen zum Umgang mit 
Regenwasser“ zu beachten. Die Mächtigkeit 
des Sickerraums sollte, bezogen auf den 
höchst gemessenen Grundwasserstand, min-
destens 1 Meter betragen. Eine Erlaubnis zur 
Niederschlagsversickerung ist bei der Unteren 
Wasserbehörde zu beantragen. 
E4 Vernässungsgefährdetes Gebiet: In dem 
Plangebiet ist mit sehr hohen Grundwasser-
ständen (Grundwasserflurabstände 1-2 m, 
Quelle: Grundwasserflurabstandskarten des 
Hessischen Landesamts für Naturschutz, Um-
welt und Geologie) zu rechnen. Zur Vermei-
dung von Setzrissschäden bzw. Vernässungs-
schäden sind die minimalen und maximalen 
Grundwasserflurabstände zu berücksichtigen. 
Es sind entsprechend die erforderlichen bauli-
chen Vorkehrungen (z.B. Einbindetiefe von Ge-
bäuden, spezielle Gründungsmaßnahmen) zu 
treffen. 
 
Beschlussempfehlung / Auswirkungen auf 
den Bebauungsplan: 
(Abwasser) 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt E.4 in den Hinweisen ergänzt: 
Abwasser: Bei Baugesuchen ist die Entwässe-
rungssatzung der Stadt Viernheim in ihrer je-
weils aktuellen Fassung bei der Planung der 
Entwässerungsanlagen zu beachten  
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Im Rahmen eines hydrogeologischen Gutachtens ist 
der Nachweis zu erbringen, dass der anstehende Bo-
den für eine Versickerung des Niederschlagwassers ge-
eignet ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bodenschutz  
Zu dem o. a. Vorhaben nehme ich aus bodenschutz-
fachlicher Sicht wie folgt Stellung:  
1. Nachsorgender Bodenschutz  
Aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen Landes-
amtes für Umwelt und Geologie ergeben sich für den 
Plangeltungsbereich keine Hinweise auf das  

Als Hinweis für künftige Bauherren/Fachplaner wird ein 
Hinweis auf die Entwässerungssatzung der Stadt Viern-
heim im Bebauungsplan aufgenommen werden.  
Ergänzend wird auf die Stellungnahme der Stadtent-
wässerung (ToeB Nr. 28) verwiesen. Diese hat keine 
Bedenken geäußert. In telefonischer Rücksprache vom 
05.11. 2019 wurde dem Planverfasser die Unbedenk-
lichkeit hinsichtlich Anschluss und Einleitmengen von 
der Stadtentwässerung bestätigt. Der Anschluss an das 
Netz, hier ein Verbindungssammler (DN 1200) ist si-
chergestellt. Hinsichtlich des Volumens bestehen daher 
seitens der Stadtentwässerung keine Bedenken. Die 
„Entwässerungsgegenstände“ sind in der Entwässe-
rungssatzung benannt.  
Die Erstellung eines hydrogeologischen Gutachtens für 
den Bebauungsplan ist nicht erforderlich, da davon aus-
zugehen ist, dass eine Versickerung im Plangebiet 
grundsätzlich möglich ist. Die wesentlichen hydrologi-
schen Bedingungen sind bekannt, da bereits eine Ver-
sickerungsanlage im Bestand vorhanden ist. Vor Anlage 
dieser Bestandsversickerungsanlage wurden Versicke-
rungsversuche vorgenommen. Die Planung sieht vor, 
diese bestehende Versickerungsfläche nach Norden zu 
erweitern. Der Nachweis über die fachgerechte Nieder-
schlagswasserbeseitigung ist im Rahmen des Bauan-
trages zu erbringen. Ggf. ist die Versickerung des Nie-
derschlagswassers technisch zu lösen. 
Kenntnisnahme.  
 
Zu Bodenschutz 
 
 
(1) Nachsorgender Bodenschutz: Keine Bedenken  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
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Vorhandensein von Altflächen (Altstandorte, Altablage-
rungen), schädliche Bodenveränderungen und/oder 
Grundwasserschäden. Von meiner Seite bestehen so-
mit nach derzeitigem Kenntnisstand keine Bedenken 
gegen das o. a. Vorhaben.  
Die Belange des Dezernates 41.5 sind in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan hinreichend berücksichtigt. 
  
2. Vorsorgender Bodenschutz  
Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend um-
gegangen werden, § 1a Abs. 2 Baugesetzbuch. Bei Ein-
wirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen 
seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als 
Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie mög-
lich vermieden werden, § 1 Satz 3 Bundes-Boden-
schutzgesetz.  
Die Behandlung des Schutzguts Boden gliedert sich in 
Anlehnung an Anlage 1 BauGB in folgende Punkte, auf 
die in der Begründung des Bebauungsplanes einzuge-
hen ist:  
1. Bodenziele:  
- Beschreibung der Ziele und Bodenschutzklausel im 
Umweltbericht  
2. Bestandsaufnahme Boden und Bodenfunktionen: 
- Beschreibung und Bewertung der Bodenfunktionen 
(z. B. auf der Grundlage der Bodenfunktionsbewertung 
des Bodenviewers http://bodenviewer.hessen.de/vie-
wer.htm)  
3. Vorbelastungen Boden:  
- Prüfung des Planbereiches auf bekannte Bodenverun-
reinigungen (nachsorgender Bodenschutz)  
4. Zusammenfassende Bewertung Boden:  
- Darlegung der Schlussfolgerung aus Bestandsauf-
nahme und Vorbelastungen  
5. Boden und Erheblichkeit des Eingriffes:  

 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Vorsorgender Bodenschutz: Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Behandlung des Schutzgutes Boden/Fläche wird in 
der Begründung sowie im Umweltbericht vorgenommen 
(Teil der Offenlage) und sich an den Vorgaben der An-
lage 1 BauGB orientieren.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Erarbeitung Begründung / Umweltbericht. 
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- Ableitung der Erheblichkeit im Umweltbericht aus Flä-
chengröße, Tiefe des Eingriffs, dem bestehenden Funk-
tionserfüllungsgrad und der zu erwartenden Funktions-
minderung  
6. Auswirkungsprognose Boden bei Nichtdurchführung 
der Planung:  
- Entspricht i.d.R. dem Ist-Zustand  
7. Auswirkungsprognose Boden bei Durchführung der 
Planung:  
- Gegenüberstellung der Durchführung und Nicht-
Durchführung  
- Erarbeitung einer Bilanzierung  
- Ableitung des Kompensationsbedarfs  
8. Vermeidung und Verringerung des Bodeneingriffes:  
- Beschreibung von Maßnahmen zur Reduzierung des 
Flächenverbrauchs  
- Vorrangige Inanspruchnahme von Böden mit geringe-
rem Funktionserfüllungsgrad  
9. Bodenausgleichsmaßnahmen:  
10. Planungsalternativen Boden:  
- Darstellung von Planungsalternativen  
11. Monitoring Boden:  
- Darstellung der Wirksamkeit der getroffenen Vermei-
dungs-, Verminderungs- und Ausgleichmaßnahmen  
12. Allgemeine Zusammenfassung Boden. 
Details zur Durchführung der Umweltprüfung aus Sicht 
des Schutzguts Boden finden sich in der im Auftrag des 
Hessischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz erstellten „Arbeitshilfe 
zur Berücksichtigung von Bodenschutzbelangen in der 
Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hes-
sen“.  
Diese Arbeitshilfe ist nebst kommentierten Prüfkatalo-
gen und Auswertungskarten auf der Internetseite des 
Hessischen Landesamtes für Umwelt und Geologie ein-
sehbar:  
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http://www.hlug.de/start/boden/planung.html  
 
Immissionsschutz  
Aufgrund der Nähe zum Flugplatz Weinheim und des-
sen Flugbetrieb an Samstagen, Sonn- und Feiertagen 
mit Motorflugzeugen als Schleppflugzeug sowie Motor-
seglern sollte eine Aussage über deren Geräuschbelas-
tung gemacht werden. Aufgrund der Lage der Startbahn 
kann es dazu kommen, dass das Schleppflugzeug über 
das Wohngebiet ab- oder eindreht um wieder zum Flug-
platz zurück zu kommen.  
Wie bereits angeregt, sollte der Fluglärm betrachtet 
werden, diese ist bisher nicht erfolgt, von daher beste-
hen meine Bedenken weiterhin.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus Sicht der Dezernate Oberflächengewässer und Im-
missionsschutz bestehen gegen den Bebauungsplan 
sowie gegen die Änderung des Flächennutzungsplans 
keine Bedenken.  
 

 
 
Immissionsschutz:  
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen, es wird ihr 
jedoch nicht gefolgt. Von der Erstellung eines Lärm-
schutzgutachtens zur Ermittlung der Geräuschimmissi-
onen durch Flugverkehr wird abgesehen. 
Begründung: Mit der Ausweisung des Sondergebietes 
sollen keine besonders schützenswerten Nutzungen in 
dem Gebiet ermöglicht werden.  
Die Ausweisung eines Wohngebietes ist nicht vorgese-
hen. Es wird ausschließlich untergeordnet, und be-
grenzt auf einen eingeschränkten Personenkreis (Be-
triebsinhaber, Angestellte, etc.) im SO Wohnen 
ermöglicht.  
Hinsichtlich der fraglichen lärmemittierenden Quelle 
(Fluglärm) ist zudem auf die beschränkten Betriebszei-
ten des Flugplatzes (Luftsportverein), und auf den sai-
sonalen Betrieb zu verweisen. Der Flugplatz wird nicht 
für Verkehrs- oder gewerbliche Flüge genutzt. Es wird 
von Ende März bis Anfang Oktober und hier ausschließ-
lich an Samstagen, Sonn- und Feiertagen geflogen 
(Quelle: https://lsv-weinheim.de/; abgerufen am: 26. 
Nov. 2021).  
Im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung wird 
eine vertiefende Untersuchung des Fluglärms als nicht 
erforderlich betrachtet.  
Kenntnisnahme. Keine Bedenken. 
 
 
Oberflächengewässer und Immissionsschutz  
Kenntnisnahme. Keine Bedenken.  
 
 
 
 

 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
 

https://lsv-weinheim.de/
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Als Datengrundlage für die Stellungnahme der Berg-
aufsicht wurden folgende Quellen herangezogen:  
Hinsichtlich der Rohstoffsicherung:  
Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennutzungs-
plan 2010, Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des 
HLNUG;  
Hinsichtlich der aktuell unter Bergaufsicht stehenden 
Betriebe:  
vorliegende und genehmigte Betriebspläne;  
Hinsichtlich des Altbergbaus:  
bei der Bergaufsicht digital und analog vorliegende 
Risse, in der Datenbank vorliegende Informationen, 
Kurzübersichten des ehemaligen Bergamts Weilburg 
über früheren Bergbau. Die Recherche beruht auf den 
in Inhaltsverzeichnissen des Aktenplans inventarisier-
ten Beständen von Berechtsams- und Betriebsakten 
früherer Bergbaubetriebe und in hiesigen Kartenschrän-
ken aufbewahrten Rissblättern.  
Die Stellungnahme basiert daher hinsichtlich des 
Altbergbaus auf einer unvollständigen Datenbasis.  
Anhand dieser Datengrundlage wird zum Vorhaben wie 
folgt Stellung genommen:  
Rohstoffsicherung: Das Plangebiet befindet sich lt. 
RPS/RegFNP 2010 innerhalb eines „Vorbehaltsgebiets 
oberflächennaher Lagerstätten“ für Kiessand. Ich ver-
weise daher auf § 48 Abs. 1 BBergG, wonach dafür zu 
sorgen ist, dass ein künftiger Abbau des anstehenden 
Bodenschatzes so wenig wie möglich beeinträchtigt 
wird, und empfehle zudem trotz der bereits vorhande-
nen Bebauung, das die Belange der Rohstoffsicherung 
vertretende HLNUG am Verfahren zu beteiligen, damit 
es sich zu Rohstoffqualität und Schutzwürdigkeit dieser 
Fläche äußern kann.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rohstoffsicherung: Kenntnisnahme.  
Die Lage des Plangebietes im „Vorbehaltsgebiet ober-
flächennaher Lagerstätten“ für Kiessand wird zur Kennt-
nis genommen. Eine Bebauung des Gebietes liegt be-
reits vor (Bestand). Durch den kompakten Entwurf des 
Bau- und Nutzungskonzeptes, der dem Bebauungsplan 
zugrunde liegt, wurde bereits eine weitere Inanspruch-
nahme der Flächen (SO-Gebiet) begrenzt. Die als land-
wirtschaftliche Flächen ausgewiesenen Flächen schaf-
fen - außer dem Planungsrecht - keine Fakten, die 
einem potentiellen Abbau zuwiderlaufen.  
Darüber hinaus ist der Abbau nicht beabsichtigt.  
Eine Beteiligung der HLNUG ist nicht erforderlich. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
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Aktuelle Betriebe/Konzessionen: Es befinden sich keine 
aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im Plan-
bereich und dessen näherer Umgebung. Das Gebiet 
wird von Erlaubnisfeldern zur Aufsuchung von Kohlen-
wasserstoffen überdeckt. Der Bergaufsicht sind jedoch 
keine das Vorhaben beeinträchtigenden Aufsuchungs-
aktivitäten bekannt.  
Gefährdungspotential aus früheren bergbaulichen Tä-
tigkeiten: Im Plangebiet ist meinen Unterlagen zufolge 
bisher kein Bergbau umgegangen.  
Ich beteilige den Kampfmittelräumdienst im Rahmen 
von Bauleitplanverfahren ausnahmsweise nur dann, 
wenn von gemeindlicher Seite im Rahmen des Bauleit-
planverfahrens konkrete Hinweise auf das mögliche 
Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir 
von Ihnen zugeleiteten Bauleitplanverfahren haben Sie 
keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb habe ich 
den zentralen Kampfmittelräumdienst nicht beteiligt. Es 
steht Ihnen jedoch frei den Kampfmittelräumdienst di-
rekt zu beteiligen. Mündliche Anfragen können Sie an 
Herrn Schwetzler, Tel. 06151-125714, schriftliche An-
fragen an das Regierungspräsidium Darmstadt, Dezer-
nat I 18, Zentraler Kampfmittelräumdienst, richten.  
 
Für ein Erörterungsgespräch stehe ich gerne zur Verfü-
gung. 
 

Aktuelle Betriebe/Konzessionen  
Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Kampfmittel: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Beteiligung des Kampfmittelräumdienstes ist er-
folgt.  
Siehe hierzu ToeB Nummer 14. (kein Verdacht, keine 
Bedenken) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 

8 Verband Region Rhein-Neckar 
--- 

  

9 Kreis Bergstraße / Landrat, Kreisausschuss 
Stellungnahme Schreiben v. 14.07.2019 
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Die beiden Vorentwürfe zur o. g. Bauleitplanung sind 
uns als Bündelungsstelle des Kreises Bergstraße im 
Rahmen der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB übersandt worden. In Zusammenarbeit mit den 
von der Planung berührten Fachbereichen unseres 
Hauses (Kreisausschuss und Landrat) äußern wir uns 
hierzu gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wie folgt:  
Hinweis  
Die übersandten Unterlagen zur o. g. Bauleitplanung 
beinhalten die Planzeichnungen zur Änderung des Flä-
chennutzungsplans und des Bebauungsplans sowie die 
textlichen Festsetzungen und eine artenschutzrechtli-
che Einschätzung. Eine grundlegende Beurteilung der 
vom Kreis Bergstraße zu vertretenden Belange sowie 
begründete Hinweise können daher erst erfolgen, wenn 
die Entwürfe im Rahmen der förmlichen Beteiligung 
nach § 4 Abs. 2 BauGB inkl. der erforderlichen Unterla-
gen vorliegen und die Begründung der Planung einge-
sehen werden kann.  
 
Städtebau-, Bauplanungs- und Bauordnungsrecht  
Zum Vorentwurf der Flächennutzungsplanänderung:  
Als Bestand abgebildet wird ein Flächennutzungsplan, 
der nicht dem rechtsverbindlichen Plan von 1979 ent-
spricht. Wir bitten daher, hier die korrekte Darstellung 
einzufügen. 
 
Zum Vorentwurf des Bebauungsplans  
1. Im Planteil gehen die "Flächen besonderer Zweckbe-
stimmung" für "Parkplatz privat" und "Fahrspur privat" 
südlich des Pariser Weges ineinander über. Diese bei-
den unterschiedlichen Nutzungszwecke sollten vonei-
nander durch ein eindeutiges Planzeichen abgegrenzt 
werden, das z. B. nicht mit dem Planzeichen für Flur-
stückgrenzen verwechselt werden kann.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Hinweis 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die vollständigen Unterlagen werden zur förmlichen Be-
teiligung nach §4(2) BauGB vorgelegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Städtebau-, Bauplanungs- und Bauordnungsrecht  
Dem Hinweis zum Vorentwurf der Flächennutzungs-
planänderung wird gefolgt. Die rechtskräftige Fassung 
von 1979 (2. Änderung) wird für künftige Darstellungen 
verwendet.  
 
 
Bebauungsplan:  
1. Dem Hinweis wird gefolgt.  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Die rechtskräftige Fassung wird für künftige 
Darstellungen genutzt. 
 
 
 
 
1. Kein Beschluss erforderlich 

 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Anpassung Planzeichnung. 
 
Die Planzeichnung wird angepasst, sodass die 
unterschiedlichen Nutzungszwecke, Abgren-
zung der „Straßenverkehrsfläche öffentlich“ 
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2. Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten überbauba-
ren Flächen befinden sich aktuell zahlreiche Gehölz-
strukturen. In der artenschutzrechtlichen Einschätzung 
wird hierzu ausgeführt, dass Rodungen auf einer Ge-
samtfläche von ca. 4.000 m² zu erwarten seien, welche 
in Abb. 9 veranschaulicht werden. Nicht erfasst sind 
hierbei weitere Gehölze, die innerhalb der überbauba-
ren Fläche nördlich der Anwesen Nr. 25A und 25B lie-
gen und damit gleichfalls zukünftig gerodet werden dürf-
ten. Wir bitten, dies in der weiteren Planung zu 
berücksichtigen.  
 
 
3. Die textlichen Festsetzungen beinhalten vielfach Be-
gründungen der eigentlichen Festsetzungen. Wir regen 
an, diese Textteile (z. B. A.1.1 ab Satz 2) in die Begrün-
dung zu verschieben und in A. allein die planungsrecht-
lichen Festsetzungen wiederzugeben.  
 
 
 
 
4. Die Festsetzung A.1 ermöglicht durch die Festset-
zung des Zweckes des Sonstigen Sondergebiets "Be-
triebsstätte Schlachterei" (siehe A.1.1) und der zulässi-
gen Art der baulichen Nutzung (siehe A.1.2) nicht allein 
eine Lammschlachterei, sondern jede Schlachterei von 
Weidetieren (z. B. Rind, Schwein, Schaf, Ziege, Pferd 
oder auch Geflügelarten von Huhn bis Strauß). Da dem 
Vorentwurf keine Begründung beigefügt wurde, weisen 
wir darauf hin, dass dieses Nutzungsspektrum in der 
weiteren Planung und der Abwägung der Belange zu 
berücksichtigen ist.  

 
 
 
2. Dem Hinweis wird gefolgt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Dem Hinweis wird gefolgt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine 
grundsätzliche Beschränkung des Nutzungsspektrums 
(Schlachtvieh) ist nicht vorgesehen.  
Der Betreiber könnte demnach sein Nutzungsspektrum 
auch umstellen und andere Weidetiere im Schlachterei- 
und Zerlegebetrieb verarbeiten. Allerdings wäre hierfür 
auch eine BImsch Genehmigung erforderlich. Im Rah-
men dieser sind verschiedene Nachweise hinsichtlich 
der immissionsschutzrechtlichen Zulässigkeit zu erbrin-
gen.  

von der Signatur „Parkplatz privat“, deutlich ab-
lesbar und voneinander abgrenzbar werden. 
 
2. Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Anpassung Flächenermittlung. 
 
Die artenschutzrechtliche Einschätzung wird 
überarbeitet. Die Gehölzstrukturen (Bestand) 
welche innerhalb von überbaubaren Flächen 
(Planung) nördlich der Anwesen Nr. 25A und 
25B liegen, werden bei der Flächenermittlung 
berücksichtigt. 
 
 
3. Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Redaktionelle Anpassung der Festsetzungen. 
 
Entsprechende Passagen werden aus den 
textlichen Festsetzungen gestrichen und in die 
Begründung aufgenommen.  
 
4. Beschluss erforderlich 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt A.1.2 in den Planungsrechtlichen 
Festsetzungen angepasst: 
„Die Art der baulichen Nutzung Schlachterei, 
Zerlegung und Produktion wird auf Weidetiere 
beschränkt. Folgende Weidetiere sind jedoch 
nur ausnahmsweise, und zwar mit Nachweis 
der Einhaltung der zulässigen Geruchsimmissi-
onswerte zulässig: Schwein, Geflügel (wie 
bspw. Huhn, Strauß).“ 
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5. Gemäß A.1.2 ist der Verkauf "regionaler Erzeug-
nisse" zulässig. Wir regen an, diesen viele Sortimente 
umfassenden Begriff zu präzisieren (z. B. Lebensmittel).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. In A.2.1 wird für "Hochregallager" eine maximale 
Höhe von 15,00 m festgesetzt. Hier ist die Bedeutung 
der Formulierung "Ausnahme: ..." unklar: Handelt es 
sich um eine Ausnahme nach § 31 Abs. 1 BauGB oder 
um die Klarstellung, dass für Hochregallager statt 12 m 
eine Gebäudehöhe von 15 m (allgemein) zulässig ist?  
 
 
 
 
 

Im Bebauungsplan wird ergänzend die Zulässigkeit von 
üblicherweise emissionsintensiveren Weidetieren (hier: 
Schwein und Geflügel) als Ausnahme festgesetzt und 
diese (ausnahmsweise) Zulässigkeit an eine Nachweis-
pflicht zur Einhaltung der zulässigen Geruchsemission 
gebunden.  
 
5. Dem Hinweis wird teilweise gefolgt. Zur Präzisierung 
„regionaler Erzeugnisse“ erfolgt die Festlegung von Le-
bensmitteln als Hauptsortiment. Um ggfls. Synergien im 
Verkauf generieren zu können soll auch der Verkauf an-
derer Erzeugnisse möglich bleiben. Diese werden nun 
zulässig als Nebensortiment.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. Gemeint ist die Höhenbeschränkung von 15m aus-
schließlich für Hochregallager. Im Übrigen gilt die max. 
Gebäudehöhe von 12,0m. Klarstellend wird die textliche 
Festsetzung redaktionell angepasst. Um gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu wahren, wird die 
Grundfläche zur Errichtung von Hochregallagern be-
grenzt.  
 
 
 
 

 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Anpassung der Festsetzungen. 
Nachweispflicht für ausnahmsweise zulässige 
Weidetiere (einzelne Arten). 
 
 
5. Beschlussvorschlag 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt A.1.3 in den planungsrechtlichen 
Festsetzungen angepasst: 
„-Anlagen zum Vertrieb und Direktverkauf der 
Erzeugnisse (Anlagen, die der Betriebsstätte 
des „SO“ zugeordnet sind und ihm gegenüber 
in Grundfläche untergeordnet sind): Die maxi-
male Verkaufsfläche beträgt 300 m². Das Sorti-
ment umfasst Eigenerzeugnisse der Betriebs-
stätte und regionale Erzeugnisse. Als 
Hauptsortiment (80 %) werden Lebensmittel 
festgelegt. Für das Nebensortiment (20 %) gibt 
es keine Sortimentsbeschränkung. 
 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Ergänzung textliche Festsetzungen 
 
6. Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Redaktionelle Anpassung der Textlichen Fest-
setzungen:  
Im „SO“ ist eine maximale Gebäudehöhe 
(GHmax) von 12,0 m zulässig. Für Hochregal-
lager gilt eine maximale Gebäudehöhe von 
15,0 m. 
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Ferner ist die Festsetzung mit Bezugnahme auf die "Ge-
bäudemitte" im vorletzten Absatz nicht bestimmt genug. 
Wie ist die Höhenentwicklung des Gesamtgebäudes zu 
verstehen?  
 
 
 
7. Die Festsetzung A.3. ist entbehrlich, da sie inhaltlich 
nicht über die zeichnerischen Festsetzungen der über-
baubaren Flächen hinausgeht.  
 
 
 
8. Die Festsetzung A.5. ist entbehrlich, da deren Inhalt 
eine Begründung der zeichnerischen Festsetzungen 
wiedergibt und dieser daher in die Begründung verscho-
ben werden sollte.  
 
 
9. Zu A.6. ist eine zeichnerische Festsetzung zu ergän-
zen.  
 
 
 
 
10. In A.8.2 wird festgesetzt, dass in den Flächen für die 
Landwirtschaft "Nebenanlagen" zulässig sind. Zur Ver-
meidung von Auslegungsdifferenzen regen wir an zu 
präzisieren, um welche Nebenanlagen es sich hierbei 
handeln darf.  
 

 
 
 
 
 
Eine Klarstellung erfolgt. „Gebäudemitte“ entfällt. Durch 
die Definition des unteren Bezugspunktes (BZH= 97,3m 
ü NN), der max. Gebäudehöhe und der Festlegung des 
oberen Bezugspunktes (oberster Schnittpunkt der auf-
gehenden Wand mit der Dachhaut) ist die Höhe eindeu-
tig bestimmt.  
 
7. Kenntnisnahme. Der Anregung wird nicht gefolgt. Die 
Festsetzung dient der Klarstellung. Sie bleibt daher in 
den textlichen Festsetzungen enthalten.   
 
 
 
8. Der Anregung wird gefolgt. Die Formulierung wird in 
die Begründung verschoben.  
 
 
 
 
9. Der Anregung wird gefolgt, sofern zeichnerische Hin-
weise zur Versorgung aufzunehmen sind. Im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung diente A.6 als „Platzhalter“. 
 
 
 
10. Der Anregung wird gefolgt. Die Festsetzung (aktuell 
Ziff. A.8) Fläche für die Landwirtschaft regelt, was auf 
der Fläche zulässig ist.   
 
 
 

Auf einer Grundfläche (GR) von maximal 
3.500 m² dürfen Hochregellager mit einer ma-
ximalen Gebäudehöhe über 12,0 bis 15,0 m 
Höhe errichtet werden.  
 
Kein Beschluss erforderlich  
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Redaktionelle Anpassung der Textlichen Fest-
setzung. 
 
 
7. Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
8. Kein Beschluss erforderlich 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Redaktionelle Anpassung der Textlichen Fest-
setzung. 
 
9. Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
10. Konkretisierung der Festsetzung Land-
wirtschaftliche Fläche 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Anpassung TF A.8.: 
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11. Wie für die Festsetzung A.2.1 bitten wir auch für 
A.10.1 klarzustellen, ob es sich hier um eine ausnahms-
weise Zulässigkeit nach § 31 Abs. 1 BauGB handelt 
oder um eine allgemein zulässige abweichende Rege-
lung zur Pflanzbindung.  
 
 
12. B.1.8 bezieht sich auf das Anbringen von Werbean-
lagen auf Flachdächern. Im Plangebiet sind auch an-
dere Dachformen vorhanden bzw. weiterhin zulässig. 
Wir regen daher an, die Festsetzung auch auf andere 
Dachformen auszuweiten.  
 
 
 
 
 
 
Untere Bauaufsicht  
Zu den wesentlichen Problemstellungen  
 
- Zufahrt von Viernheim her,  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11. Analog zu A.2.1 erfolgt auch hier die Klarstellung der 
textlichen Festsetzung; „Ausnahme“ gestrichen.  
Es gilt folglich: „Auf Flächen die auch der Versickerung 
der anfallenden Niederschlagswässer dienen, kann von 
der Pflanzbindung abgesehen werden. …“ 
 
 
12. Der Anregung wird gefolgt. Klarstellend wird die 
Festsetzung folgendermaßen formuliert: „Das Anbrin-
gen von Werbeanlagen auf FlachDächern wird unter-
sagt.“  
 
 
 
 
 
 
 
Untere Bauaufsicht  
Diese Themen werden in der Begründung aufgearbeitet 
und zur Beteiligung nach §4(2) BauGB vorliegen.  
Hinsichtlich Zufahrt von Viernheim ist auf das beste-
hende Wegenetz zu verweisen. Verkehrszählungen un-
mittelbar vor dem Plangebiet wurden zudem bereits 
durchgeführt, um die durch den Standort resultierenden 

(A.8.1 Die landwirtschaftliche Fläche dient der 
Weidehaltung der Schlachttiere.  
Auf der Fläche zulässig sind Nebenanlagen im 
Sinne des §14 Abs. 1 bis Abs. 3 BauNVO die 
dem Nutzungszweck des SO und / oder der 
landwirtschaftlichen Flächen dienen. Die hier-
für erforderlichen Wege und Zufahrten sowie 
Einfriedungen und Zaunanlagen sind zulässig. 
Garagen und überdachte Stellplätze (§12 
BauNVO) sind nicht zulässig. 
 
11. Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Redaktionelle Anpassung der Textlichen Fest-
setzung unter A.2.1. 

  
12. Beschlussvorschlag:  
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt B.1.6 zum Maß der baulichen Nut-
zung angepasst: 
„Das Anbringen von Werbeanlagen auf Dä-
chern wird untersagt.“ 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Anpassung der Textlichen Festsetzung. 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Ergänzung der Begründung. 
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- Entsorgung Abwasser sowie 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Versorgung Löschwasser  
werden keine Aussagen gemacht. 
 
 
 
 
 
 
Untere Naturschutzbehörde  
I. Flächennutzungsplan  
1. Die für den noch festzulegenden Ausgleich notwen-
digen Flächen sind gemäß § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB 
als Darstellung in den Flächennutzungsplan aufzuneh-
men (Darstellung als „Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft“ gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB).  

Fahrbewegungen zu ermitteln. Eine Ordnung der Ver-
kehre soll darüber hinaus am südwestlichen Zufahrts-
bereich (Knoten Pariser Weg/Feldweg) erfolgen. Der 
Pariser Weg soll, wie bereits im Bebauungsplanvorent-
wurf zu entnehmen ist, verbreitert werden. 
Abwasser: 
Eine Erläuterung zum Entwässerungskonzept wird in 
der Begründung zum Bebauungsplan ergänzt. Das Ab-
wasser wird durch Anschluss an den Kanal abgeführt.  
Seitens der Stadtentwässerung bestehen keine Beden-
ken. In telefonischer Rücksprache vom 05.11.2019 
wurde dem Planverfasser die Unbedenklichkeit hin-
sichtlich Anschluss und Einleitmengen von der Stadt-
entwässerung bestätigt. Der Anschluss an das Netz, 
hier ein Verbindungssammler (DN 1200) ist sicherge-
stellt. Hinsichtlich des Volumens bestehen daher sei-
tens der Stadtentwässerung keine Bedenken. Die „Ent-
wässerungsgegenstände“ sind darüber hinaus in der 
Entwässerungssatzung Viernheims benannt.  
 
Aussagen zur Löschwasserversorgung werden in der 
Begründung ergänzt.  
Im Plangebiet wird der Wasserbedarf über zwei Brun-
nen gedeckt. Ein Anschluss an die Wasserversorgung 
der Stadtwerke Viernheim ist nicht vorgesehen. Die 
Löschwasserversorgung ist im Rahmen der Bauan-
tragsstellung nachzuweisen.  
 
Zu Untere Naturschutzbehörde  
I. Flächennutzungsplan  
1. Kenntnisnahme. Der noch festzulegende Ausgleich 
erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzun-
gen nach den § 5 BauGB als Flächen oder Maßnahmen 
zum Ausgleich. Vorsorglich wird hingewiesen, dass an-
stelle von Darstellungen und Festsetzungen aber auch 
vertragliche Vereinbarungen oder sonstige geeignete 

 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich.  
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Ergänzung der Begründung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich.  
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Ergänzung der Begründung. 
 
 
 
Zu Untere Naturschutzbehörde  
I. Flächennutzungsplan 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
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II. Bebauungsplan  
Umweltbericht  
2. Auf die Notwendigkeit, im Rahmen des Umweltbe-
richtes „anderweitige Planungsmöglichkeiten“ (Anlage 1 
zu § 2 Abs. 4 BauGB) – getrennt für die Planungsebe-
nen Flächennutzungsplan und Bebauungsplan – aufzu-
zeigen, weisen wir hin.  
 
 
3. Für die Prüfung der Belange von Naturschutz und 
Landschaftspflege (v. a. Eingriff/Ausgleich) im Rahmen 
der Planaufstellung sind in dem Vorentwurf wesentliche 
Unterlagen noch nicht enthalten. Für die weitere Bear-
beitung der Planunterlagen für den Entwurf des Bebau-
ungsplans geben wir gemäß § 4 Abs. 1 BauGB nachfol-
gende Hinweise – insbesondere auch hinsichtlich 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB.  
 
Artenschutz  
4. In der „Artenschutzrechtlichen Einschätzung“ (Wein-
hold, 05/2019) sollte dargelegt werden, warum der zur 
Rodung beabsichtigte Gehölzbestand keine Relevanz 
für Vögel und Fledermäuse hat. Diesbezüglich ist eine 
Aussage wichtig, ob Höhlenbäume vorhanden sind. 
Höhlenbäume sind für Vögel und Fledermäuse von ho-
her Bedeutung und erfordern im Falle der Rodung in 
aller Regel entsprechende Maßnahmen. 

Maßnahmen zum Ausgleich auf von der Gemeinde be-
reitgestellten Flächen getroffen werden können. Eine 
Ausweisung in der Plandarstellung zur Änderung des 
FNP ist nicht erforderlich. Das Ausgleichskonzept setzt 
nach wie vor landwirtschaftliche Fläche fest.  
 
II. Bebauungsplan  
Umweltbericht  
2. Kenntnisnahme.  
In der Begründung werden die erforderlichen „alternati-
ven Planungsmöglichkeiten“ dargestellt. Für den Flä-
chennutzungsplan erfolgt eine Alternativenprüfung, für 
den Bebauungsplan entsprechend die Darstellung von 
Planungsvarianten. 
 
3. Die Hinweise hinsichtlich des Umfangs und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
 
 
 
 
 
 
Artenschutz 
4. Der Anregung wird gefolgt. Eine Aussage zur Rele-
vanz als auch eine Prüfung auf ein Vorhandensein von 
Höhlenbäumen wird in der artenschutzrechtlichen Ein-
schätzung ergänzt.  
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
II. Bebauungsplan 
 
2. Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
3. Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
4. Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
(Ergänzung artenschutzrechtliche Einschät-
zung) 
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5. In der „Artenschutzrechtlichen Einschätzung“ (Wein-
hold, 05/2019) wird über den Gebäudebestand ausge-
sagt, dass diese ein „gewisses Quartierpotential“ auf-
weist. Im Hinblick auf die durch den Bebauungsplan 
vorbereiteten Anbauten bzw. Umbauten und die damit 
mögliche einhergehende artenschutzrechtliche Rele-
vanz regen wir an, bzgl. des „Quartierpotentials“ fun-
dierte Aussagen zu treffen. Auf der Grundlage der Er-
gebnisse wäre zu entscheiden, ob konkrete 
Maßnahmen (Vermeidungsmaßnahmen (z. B. zeitliche 
Regelungen), Festlegung von CEF-Maßnahmen etc.) 
bereits im Bebauungsplan verbindlich zu verankern sind 
oder ob auf entsprechende Erfordernisse (zeitliche Re-
gelungen, vorherige Kontrollen) auf Ebene der Vorha-
benzulassung lediglich hingewiesen wird.  
Ungeachtet der konkreten Erfordernisse bei der Ermitt-
lung der artenschutzrechtlichen Relevanz im Zuge der 
Aufstellung des Bebauungsplans (s. o.) sollte Folgen-
des berücksichtigt werden:  
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich bis 
zum Beginn der Umsetzung neue, zum Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bebauungsplans nicht absehbare Ver-
änderungen ergeben können (z. B. zwischenzeitliche 
Besiedlung durch geschützte Arten, rechtliche Änderun-
gen), die bei der Umsetzung des Bebauungsplans zu 
einem Konflikt mit dem Artenschutz führen können. Da-
her sollte ein Hinweis auf die notwendige Beachtung 
des Artenschutzes (§ 44 BNatSchG) aufgenommen 
werden, damit im Bedarfsfall rechtzeitig Maßnahmen er-
griffen werden, mit denen ein Verstoß gegen die arten-
schutzrechtlichen Verbote vermieden wird.  
Ein Textvorschlag hierzu stellt Ihnen die Untere Natur-
schutzbehörde gerne zur Verfügung.  
 

5. Da die baulichen Maßnahmen zunächst nur eine Um- 
sowie eine Neubaumaßnahme aber keinen Gebäude-
abbruch umfassen, wird auf entsprechende Erforder-
nisse auf Ebene der Vorhabenszulässigkeit hingewie-
sen.  
Die textlichen Festsetzungen werden entsprechend er-
gänzt:  
Vor der Durchführung von An- und Umbaumaßnahmen 
am Gebäudebestand sind diese auf ihr Quartierpotential 
zu prüfen. Hieraus ggfls. resultierende Erfordernisse 
sind daraus abzuleiten und umzusetzen (zeitliche Re-
gelungen, erforderliche Maßnahmen).  
 
Außerdem wird die artenschutzrechtliche Einschätzung 
bezüglich der Aussagen über das vorhanden Quartiers-
potential an den Bestandsgebäuden ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Ein Hinweis auf die Beach-
tung des Artenschutzes (§ 44 BNatSchG), wird im Be-
bauungsplan aufgenommen.  
 
 
 
 
 
 

5. Beschlussvorschlag:  
 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt A.10.8 in den Planungsrechtlichen 
Festsetzungen ergänzt: 
„Vor der Durchführung von An- und Umbau-
maßnahmen am Gebäudebestand sind diese 
auf ihr Quartierpotential für Fledermäuse zu 
prüfen. Hieraus ggfls. resultierende Erforder-
nisse sind daraus abzuleiten und umzusetzen 
(zeitliche Regelungen, erforderliche Maßnah-
men).“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt E.6 in den Hinweisen ergänzt: 
Es dürfen keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. 
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6. Die in der „Artenschutzrechtlichen Einschätzung“ ge-
nannten Maßnahmen (Rodungszeit, Ersatzpflanzun-
gen) bedürfen der Übernahme in den Festsetzungsteil.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eingriffsregelung  
(Vermeidung, Minimierung, Ausgleich)  
7. Hinsichtlich der Vermeidung, der Minimierung und 
dem Ausgleich von Eingriffen können noch keine kon-
kreten naturschutzfachlichen/ rechtlichen Aussagen ge-
troffen werden, da entsprechende Unterlagen noch 
nicht vorliegen. Für die Erstellung des Entwurfs geben 
wir folgende Hinweise:  
 
8. Erfassung des Bestandes, Wirkungen/Beeinträchti-
gungen:  
Die Kenntnis des Bestandes ist für die Ermittlung der zu 
erwartenden Beeinträchtigungen, der Maßnahmen zur 
Vermeidung und Minimierung sowie des Ausgleichs von 
wesentlicher Bedeutung.  
Eine Biotoptypenkartierung sollte vorgenommen wer-
den, deren Ergebnisse textlich beschrieben und in ei-
nem maßstabsgerechten Bestandsplan dargestellt wer-
den.  

6. Der Anregung wird gefolgt. Die im Fachbeitrag be-
nannten Maßnahmen werden als Maßnahme in den 
Textlichen Festsetzungen (A.10.3, A.7.4. und A.10.6. i. 
V. m. E.6) ergänzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eingriffsregelung  
(Vermeidung, Minimierung, Ausgleich)  
7. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
8. Der Anregung wird gefolgt. Bestand und Beeinträch-
tigungen, die mit der Baurechtschaffung verbunden sind 
und Kompensationsmaßnahmen werden im Umweltbe-
richt bzw. Grünordnungsplan dargestellt.  
 
Eine Biotopkartierung wird durchgeführt und im Grün-
ordnungsplan sowie im Umweltbericht dargestellt. Zu-
dem werden die aufgrund der Planung zu erwartenden 
Wirkungen/Beeinträchtigungen auf Natur und Land-
schaft ermittelt.  
 

6. Die textlichen Festsetzungen werden un-
ter Punkt E.6 in den Hinweisen ergänzt: 
Um das Auslösen der Verbotstatbestände nach 
§ 44 BNatSchG zu vermeiden, sind folgende 
Maßnahmen zu beachten: 

• Rodungen außerhalb der Brutzeit, d. h. nur 
von Oktober bis Ende Februar. 

• bei Rodung bestehender Gehölze sind Er-
satzpflanzungen gemäß den Maßnahmen 
A.7.3, A.7.4. und A.7.6. spätestens inner-
halb derselben Vegetationsperiode durch-
zuführen 

 
 
 
 
 
 
7. Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
 
 
8. Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Ausführung Umweltbericht. 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bauleitplanung Stadt Viernheim – Bebauungsplan Nr. 294 „Sondergebiet Lammschlachterei Baumann“ und 26. Änderung des Flächennutzungsplanes  
Förmliche Beteiligung i. S. d. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB  
 ANLAGE I 

 

Seite 26 von 45 
 

Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag 

• Die aufgrund der geplanten Eingriffe zu erwartenden 
Wirkungen/Beeinträchtigungen auf Natur und Land-
schaft sind zu prüfen und darzulegen.  
 
9. Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich  
• Die Maßnahmen zur Vermeidung/Minimierung von Be-
einträchtigungen sowie der notwendige Ausgleich sind 
zu ermitteln und in Text und maßstabsgerechter Karte 
darzustellen.  
 
• Auf die Bedeutung einer Entwicklungskarte, in der die 
vorgesehenen grünordnerischen und Ausgleichsmaß-
nahmen sowie artenschutzrechtlichen Maßnahmen dar-
gestellt werden, weisen wir hin. Diese Karte ist für die 
Nachvollziehbarkeit der Planung wesentlich, insbeson-
dere auch hinsichtlich der Bilanzierung sowie der Trans-
formation der Maßnahmen als Festsetzungen. 
 
• Erhaltenswerter Gehölzbestand sollte – soweit mög-
lich – erhalten werden. Dies sollte entsprechend nach-
vollziehbar in den Unterlagen herausgearbeitet werden. 
  
• Im Planteil sind sowohl Bestandsgehölze als auch neu 
anzupflanzende Gehölzflächen als „Umgrenzung von 
Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen“ zeichnerisch festgesetzt. 
Durch diese Art der Festsetzung ist nicht ausgeschlos-
sen, dass die vorhandenen Gehölze gerodet werden, 
um sie später neu anzupflanzen. Da eine solche Ro-
dung vermieden werden sollte, regen wir an, bei den 
Festsetzungen zwischen „Flächen zum Anpflanzen“ (im 
Sinne von Neuanpflanzungen) und „Flächen zum Er-
halt“ zu unterscheiden.  
 

 
 
 
 
9. Die Hinweise zur Ermittlung, Aufbereitung/ Darstel-
lung von Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung 
und zum Ausgleich werden berücksichtigt.  
 
 
 
Die vorgesehenen grünordnerischen sowie arten-
schutzrechtlichen Maßnahmen werden im Grünord-
nungsplan dargestellt.  
 
 
 
 
 
Der erhaltenswerte Gehölzbestand wird geprüft und in 
der Planzeichnung sowie im Grünordnungsplan darge-
stellt. 
 
Dem Hinweis wird gefolgt. Zur Vermeidung von Ro-
dung, wird bei den Festsetzungen zwischen „Flächen 
zum Anpflanzen“ (im Sinne von Neuanpflanzungen) und 
„Flächen zum Erhalt“ unterschieden.  
Die Planzeichnung und textlichen Festsetzungen wer-
den entsprechend aufbereitet.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
9. Beschluss erforderlich 
 
Beschlussvorschläge siehe unten… 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 9. Beschlussvorschlag: 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt A.10.1-4 und A.10.1.6 ergänzt. 
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• Um negative Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu 
minimieren, regen wir an, neben einer intensiven Ein-
grünung auch Maßnahmen zur Fassadenbegrünung 
vorzusehen.  
 
 
• Die Tierwelt (insbes. nachtaktive Insekten) schädi-
gende bzw. beeinträchtigende Lichtemissionen sollten 
vermieden werden, indem für die Außenbeleuchtung 
ausschließlich die Verwendung von Kaltlichtlampen 
(umweltfreundliche Natriumniederdrucklampen oder 
Lampen mit warm-weißen LEDs) festgesetzt wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
• Wir empfehlen die Aufnahme eines Hinweises, wo-
nach im bauaufsichtlichen Verfahren zu den jeweiligen 
Bauvorhaben ein Freiflächenplan einzureichen ist, in 
dem die das jeweilige Vorhaben betreffenden grünord-
nerischen Festsetzungen des Bebauungsplans 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Eine Fassadenbegrü-
nung wurde geprüft und ausgeschlossen, da betriebs-
bedingt (aus hygienischen Gründen bspw. durch Pollen-
flug, etc.) eine Fassadenbegrünung nicht möglich ist.  
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Eine entsprechende textli-
che Festsetzung wird aufgenommen:  
„Zum Schutz von nachtaktiven Insekten sind für die Au-
ßen- und Wegbeleuchtung insektenschonende Leuch-
ten in nach unten strahlenden Gehäusen zu verwenden. 
Aufgrund der Nähe zum Natura 2000 Gebiet ist die Be-
leuchtung auf einzelne Stellen zu konzentrieren. Um 
möglichst wenig Streulicht zu erzeugen ist die Beleuch-
tung auf den Boden auszurichten und mit seitlicher Ab-
schirmung, ohne horizontale oder nach oben gerichtete 
Abstrahlung anzubringen. Es ist ein in-sektenfreundli-
ches Strahlspektrum (LED mit geringen Blauanteilen 
und einer Farbtemperatur im Bereich von max. 2.200 – 
2.700 Kelvin) zu verwenden. Die Zeitdauer der Beleuch-
tung ist auf ei-ne der Nutzung angepasste Dauer zu be-
schränken (z. B. durch Zeitschaltuhren, Dämmerungs-
schalter, Bewegungsmelder). Eine nächtliche Beleuch-
tung außerhalb der Nutzungszeiten ist nicht zulässig.“ 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Ein entsprechender Hinweis 
wird im Textteil aufgenommen:  
Bei Bauantragstellung ist ein Freiflächenplan einzu-
reichen, in dem die das Bauvorhaben betreffenden 
grünordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplans 

kein Beschluss erforderlich  
 
 
 
 
 
Zu 9. Beschlussvorschlag Außenbeleuch-
tung: 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt A.7.7 ergänzt: 
„Zum Schutz von nachtaktiven Insekten sind für 
die Außen- und Wegbeleuchtung insekten-
schonende Leuchten in nach unten strahlen-
den Gehäusen zu verwenden. Aufgrund der 
Nähe zum Natura 2000 Gebiet ist die Beleuch-
tung auf einzelne Stellen zu konzentrieren. Um 
möglichst wenig Streulicht zu erzeugen ist die 
Beleuchtung auf den Boden auszurichten und 
mit seitlicher Ab-schirmung, ohne horizontale 
oder nach oben gerichtete Abstrahlung anzu-
bringen. Es ist ein in-sektenfreundliches Strahl-
spektrum (LED mit geringen Blauanteilen und 
einer Farbtemperatur im Bereich von max. 
2.200 – 2.700 Kelvin) zu verwenden. Die Zeit-
dauer der Beleuchtung ist auf ei-ne der Nut-
zung angepasste Dauer zu beschränken (z. B. 
durch Zeitschaltuhren, Dämmerungs-schalter, 
Bewegungsmelder). Eine nächtliche Beleuch-
tung außerhalb der Nutzungszeiten ist nicht zu-
lässig.“ 
 
Zu 9. Beschlussvorschlag Freiflächenplan:  
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt E.8 in den Hinweisen ergänzt: 
„Bei Bauantragstellung ist ein Freiflächenplan 
einzureichen, in dem die das Bauvorhaben 
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(z. B. Erhaltung/Neuanpflanzung von Gehölzen, zeitli-
che Regelungen) sowie ggf. artenschutzrechtlich erfor-
derliche Maßnahmen übernommen und konkretisiert 
werden (siehe auch Bauvorlagenerlass).  
 
• Um den Bewegungsraum von Kleinsäugern (z. B. Igel) 
nicht mehr als nötig einzuschränken, regen wir an, ei-
nen Mindestbodenabstand von 10 cm bei Einfriedungen 
festzusetzen. Mauersockel sollten entsprechend ausge-
schlossen werden.  
 
• Hinsichtlich des bodenschutzrechtlichen Kompensati-
onsbedarfs verweisen wir auf die Stellungnahme der zu-
ständigen Bodenschutzbehörde. Wir weisen zudem da-
rauf hin, dass der Kompensationsbedarf dadurch 
gemindert werden kann, dass die Maßnahmen zugleich 
dem Bodenschutz als auch dem Naturschutz dienen.  
 
Sicherung der Maßnahmen / Umsetzung  
10. Die für den Ausgleich der Eingriffe erforderlichen 
Flächen und Maßnahmen sind über eine der in 
§ 1a Abs. 3 Satz 2 und Satz 4 BauGB aufgeführten 
Möglichkeiten (Festsetzung, städtebaulicher Vertrag, 
von der Gemeinde bereitgestellte Flächen) dauerhaft zu 
sichern. Die Flächen müssen rechtzeitig und dauerhaft 
verfügbar sein.  
 
11. Auf die notwendige Dokumentationspflicht über die 
Ausgleichsmaßnahmen im Rahmen der Überwachung 
der erheblichen Umweltauswirkungen (§ 4c BauGB; 
eingeführt am 13.05.2017) weisen wir hin. Wir regen an, 
den Umweltbericht entsprechend zu ergänzen und die 
beabsichtigte Vorgehensweise (Angaben über Umfang, 
Häufigkeit und Dauer des Monitorings) darzulegen.  
 
Untere Wasserbehörde  

sowie ggf. artenschutzrechtlich erforderliche Maßnah-
men dargestellt sind.  
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Zwecks Sicherung des 
Betriebsgeländes wird von einer Festsetzung des Min-
destbodenabstandes von Einfriedungen abgesehen.  
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Sicherung der Maßnahmen / Umsetzung  
10. Der Anregung wird gefolgt. Zum einen werden Maß-
nahmen im Bebauungsplan festgesetzt, zum anderen 
wird ein Vertrag (Durchführungsvertrag) zwischen dem 
Vorhabenträger und der Stadt Viernheim abgeschlos-
sen.  
 
 
 
 
11. Der Anregung wird teilweise gefolgt. Der Umweltbe-
richt wird bezüglich „Dauer des Monitorings“ ergänzt. 
 
 
 
 
 
 

betreffenden grünordnerischen Festsetzungen 
des Bebauungsplans sowie ggf. artenschutz-
rechtlich erforderliche Maßnahmen dargestellt 
sind.“ 
 
kein Beschluss erforderlich  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sicherung der Maßnahmen / Umsetzung  
10. kein Beschluss erforderlich.  
Sicherung durch Vertrag zwischen Vorha-
benträger und Stadt 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
11. Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Ergänzung Umweltbericht. 
 
 
 
Untere Wasserbehörde 
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Aus wasserrechtlicher und wasserwirtschaftlicher Sicht 
bestehen grundsätzliche Bedenken gegen den Bebau-
ungsplan und die Änderung des Flächennutzungsplans.  
 
Gewässerrandstreifen:  
Das Plangebiet grenzt unmittelbar an den Schwarzen 
Graben und an den Landgraben.  
Diese Gräben verfügen über gesetzlich definierte Ge-
wässerrandstreifen, die der Erhaltung und Verbesse-
rung der ökologischen Funktionen oberirdischer Ge-
wässer, der Wasserspeicherung, der Sicherung des 
Wasserabflusses sowie der Verminderung von Stoffein-
trägen aus diffusen Quellen dienen. In diesen Bereichen 
von zehn Metern landseits der Böschungsoberkante 
sind bauliche Anlagen ebenso unzulässig wie das Ent-
fernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern.  
Unter Punkt C der textlichen Festsetzungen wird auf die 
Gewässerrandstreifen hingewiesen und auch im Plan 
sind die Gewässerrandstreifen eingezeichnet, aber die 
gesetzlichen Verbote werden insbesondere durch die 
Festsetzung der privaten Parkflächen ignoriert.  
Die Errichtung oder wesentliche Änderung von bauli-
chen oder sonstigen Anlagen (Zäune, Parkplätze, Ge-
rätehäuschen, Spielgeräte, etc.) ist verboten – soweit 
sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich 
erforderlich sind.  
Eine Befreiung von diesem Verbot kann nur erteilt wer-
den, wenn überwiegende Gründe des Wohls der Allge-
meinheit die Maßnahme erfordern, oder das Verbot im 
Einzelfall zu einer unbilligen Härte führt.  
Nach Auskunft des Bauamtes sind die Parkplätze süd-
lich der Straße nicht genehmigt. Wasserrechtlich sind 
sie nach der Novelle des Hessischen Wassergesetzes 
vom 28.05.2018 nicht mehr genehmigungsfähig.  
Die Parkflächen sind außerhalb des Gewässerrand-
streifens auszuweisen.  

Untere Wasserbehörde  
 
 
 
 
Gewässerrandstreifen:  
Der Anregung wird gefolgt. Die gesetzlichen Grundla-
gen des hessischen Wassergesetzes zum Gewässer-
randstreifen sind bekannt. Der 10m Gewässerrandstrei-
fen ist bereits in der Planzeichnung dargestellt, sowohl 
für den westlich angrenzenden Schwarzen Graben als 
auch den im Osten verlaufenden Landgraben. Die in-
nerhalb des 10m Gewässerrandstreifens des Schwar-
zen Grabens (an der Westseite des Planungsbereichs) 
ausgewiesenen privaten Parkplätze werden außerhalb 
des Gewässerrandstreifens ausgewiesen sowie die 
Baugrenze entlang des bestehenden Gebäudes auf den 
Gewässerrandstreifen zurückgenommen.  
Die Planzeichnung wird angepasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Gewässerrandstreifen:  
 
Beschlussvorschlag:  
Anpassung Planzeichnung. 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Anpassung Planzeichnung. 
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Niederschlagswasserversickerung  
Die Bemessung der Anlagen zur Niederschlagswasser-
versickerung hat nach den DWA-Regelwerken Arbeits-
blatt DWA-A 138 und dem Merkblatt DWA-M 153 zu er-
folgen.  
Die Erlaubnis zur Niederschlagswasserversickerung ist 
bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundwasserhaltungen  
In der Bauphase notwendige Grundwasserhaltungen 
sind bei der Unteren Wasserbehörde des Kreises Berg-
straße vorab zu beantragen. Zuvor ist zu klären, wohin 
das abgepumpte Wasser geleitet werden kann und es 
ist die Erlaubnis des Gewässereigentümers bzw. der 
Kanalbetreibers einzuholen.  
 
 
 
 
Raumentwicklung, Landwirtschaft, Denkmalschutz  
Die Stadt Viernheim beabsichtigt mit dem Bebauungs-
plan Nr. 294 den Bestand in die zukünftigen baulichen 
Erfordernisse der Betriebsstätte planungsrechtlich ab-
zusichern und zu ordnen.  
 

 
Niederschlagswasserversickerung  
Kenntnisnahme. Der Anregung wird gefolgt. 
Auf das Genehmigungserfordernis für die Nieder-
schlagswasserversickerung bei der Unteren Wasserbe-
hörde wird im Bebauungsplan hingewiesen. Zudem wird 
ein Hinweis auf die Regelwerke im Textteil aufgenom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundwasserhaltungen  
Kenntnisnahme. Der Anregung wird gefolgt. 
Auf das Genehmigungserfordernis für während der 
Bauphase ggfls. notwendige Grundwasserhaltungen 
bei der Unteren Wasserbehörde wird im Bebauungs-
plan hingewiesen.  
 
 
 
 
 
Raumentwicklung, Landwirtschaft, Denkmalschutz  
 
 
 
 

Niederschlagswasserversickerung  
Beschlussvorschlag:  
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt E.4 in den Hinweisen ergänzt: 
„Bei der Planung von Versickerungsanlagen 
sind das Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, 
Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung 
von Niederschlagswasser“ sowie das Merkblatt 
DWA-M 153 „Handlungsempfehlungen zum 
Umgang mit Regenwasser“ zu beachten. Die 
Mächtigkeit des Sickerraums sollte, bezogen 
auf den höchst gemessenen Grundwasser-
stand, mindestens 1 Meter betragen. Eine Er-
laubnis zur Niederschlagsversickerung ist bei 
der Unteren Wasserbehörde zu beantragen.“ 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Ergänzung der Hinweise. 
 
Grundwasserhaltungen  
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt E.4 in den Hinweisen ergänzt: 
„Eine ggf. während der Bauphase erforderliche 
Grundwasserhaltung ist bei der Unteren Was-
serbehörde zu beantragen.“  
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Ergänzung der Hinweise. 
 
Raumentwicklung, Landwirtschaft, Denk-
malschutz  
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Raumentwicklung  
Der geplante Geltungsbereich des Bebauungsplans ist 
im geltenden Regionalplan Südhessen 2010 dargestellt 
als „Vorranggebiet Regionaler Grünzug“, Vorbehaltsge-
biet für Natur und Landschaft“, „Vorbehaltsgebiet ober-
flächennaher Lagerstätten“ sowie als „Vorranggebiet für 
Landwirtschaft“. Teilweise überlagert wird der Geltungs-
bereich durch ein „Vorbehaltsgebiet für vorbeugenden 
Hochwasserschutz“.  
Bei vorliegendem Bauleitplanverfahren wurden bisher 
die Ziele der Raumordnung nicht berücksichtigt. Ob die 
vorliegende Bauleitplanung mit den Zielen der Regio-
nalplanung übereinstimmt, ist im nächsten Verfahrens-
schritt in der Begründung darzustellen.  
Falls Abweichungen gegenüber den Zielen der Raum-
ordnung festgestellt werden, müssen diese mit dem Re-
gierungspräsidium in Darmstadt abgestimmt werden.  
Weiterhin ist darzulegen, ob der Bebauungsplan aus 
den Darstellungen des Flächennutzungsplans der Stadt 
Viernheim entwickelt ist.  
 
Landwirtschaft  
Aus Sicht des öffentlichen Belangs Landwirt-
schaft/Feldflur wird die Inanspruchnahme landwirt-
schaftlich sehr gut nutzbarer Grünlandflächen sehr kri-
tisch gesehen. Bei dem Gebiet handelt es sich ferner 
um hochwertige Landwirtschaftsflächen in der höchsten 
Wertigkeitsstufe 1a im Landwirtschaftlichen Fachplan 
Südhessen (LFS). Auf Grund ihrer hohen Bodenqualität 
und Nutzungseignung sind diese Flächen damit beson-
ders schützenswert.  
Aus Sicht des öffentlichen Belangs Landwirtschaft/Feld-
flur stellen wir unsere diesbezüglichen Bedenken je-
doch zurück, da die Planung der Verbesserung der be-
trieblichen Abläufe und den steigenden 
Qualitätsanforderungen des landwirtschaftlichen  

 
Raumentwicklung  
Die Ausweisungen des Regionalplans Südhessen 2010 
sind bekannt. Auf die Ziele der Raumordnung wird in der 
Begründung eingegangen. Eine detaillierte Stellung-
nahme hierzu hat das Regierungspräsidium Darmstadt 
vorgetragen. Ein Zielabweichungsverfahren wurde 
durchgeführt. Die Ergebnisse sind den Offenlageent-
wurf eingearbeitet. Siehe hierzu TöB Nr. 7. 
 
Es erfolgt eine Änderung des Flächennutzungsplanes 
im Parallelverfahren.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landwirtschaft  
Kenntnisnahme.  
Die hohe Wertigkeit der landwirtschaftlichen Flächen 
gemäß Angaben des LFS ist bekannt. (siehe auch An-
regung + städtebauliche Stellungnahme TöB Nr. 7, RP 
Darmstadt).  
Die Baurechtschaffung ist verbunden mit der Möglich-
keit zur Verbesserung der betrieblichen Abläufe und 
dient dem Betrieb den steigenden Qualitätsanforderun-
gen gerecht zu werden und soll insbesondere die Be-
triebsstätten dauerhaft sichern.  
 
 
 

Raumentwicklung  
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landwirtschaft  
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Einarbeitung des Themas in Begründung. 
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Betriebs Baumann dient.  
Es wird jedoch gebeten, für evtl. erforderliche Kompen-
sationsmaßnahmen keine weiteren landwirtschaftlich 
genutzten Flächen in Anspruch zu nehmen, sondern die 
Kompensation möglichst auf der beplanten Fläche 
durch ökologische Aufwertung zu erreichen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Denkmalschutz  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine 
Kulturdenkmäler nach § 2 Abs. 1 und § 2 Abs. 3 Hess. 
Denkmalschutzgesetz (HDSchG) bekannt. Ob Boden-
denkmäler nach § 2 Abs. 2 HDSchG im Geltungsbe-
reich bekannt oder zu erwarten sind, bitten wir der Stel-
lungnahme von hessenARCHÄOLOGIE zu entnehmen.  
 
 
Dorf- und Regionalentwicklung  
Belange der Dorf- und Regionalentwicklung werden 
nicht berührt, daher werden keine Anregungen/ Beden-
ken vorgetragen.  
 
 
 
Katastrophenschutz / Gefahrenabwehr  
Zu den allgemeinen Angaben  

 
 
Für erforderliche Kompensationsmaßnahmen wurde 
zunächst versucht möglichst keine weiteren landwirt-
schaftlich genutzten Flächen in Anspruch zu nehmen 
und die Kompensation vorrangiginnerhalb des Pla-
nungsgebietes durch ökologische Aufwertung zu errei-
chen. Um eine Vollkompensation zu erzielen muss – 
wie im Offenlageentwurf dargestellt – jedoch auch eine 
externe Fläche zum Ausgleich genutzt werden. Die vor-
gesehene Maßnahme auf der separaten Kompensati-
onsfläche, welche auf landwirtschaftlich weniger hoch-
wertigen Böden umgesetzt wird, ermöglicht weiterhin 
eine (eingeschränkte) landwirtschaftliche Nutzung (Ma-
gerrasen, 1-2x / a Mahd / Futtermittel). 
 
Denkmalschutz  
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
 
Dorf- und Regionalentwicklung  
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Katastrophenschutz / Gefahrenabwehr  
Zu den allgemeinen Angaben  
Kenntnisnahme.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Denkmalschutz  
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
 
Dorf- und Regionalentwicklung  
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
Katastrophenschutz / Gefahrenabwehr  
Zu den allgemeinen Angaben  
Kein Beschluss erforderlich 
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• Ein Abgleich, im Sinne einer Risikoanalyse, hinsicht-
lich der besonderen Art und Nutzung des "Sonderge-
biets Lammschlachterei Baumann" mit den Schwer-
punkten für die Feuerwehr war anhand der 
überlassenen Planunterlagen nicht möglich.  
• Für die Interessensbereiche der Brandschutzdienst-
stelle des Kreises Bergstraße müssen die überlassenen 
Planunterlagen als nicht hinreichend bestimmt genug 
bewertet werden.  
Dennoch wird zu den angezeigten Sachverhalten, im 
Sinne des Verfahrensfortgangs, Stellung genommen.  
 
Zum baulichen Brandschutz  
• Hinsichtlich der Angaben die Verkehrsflächen betref-
fend (Seite 4/11, Nr. A5, VORABZUG Textliche Festset-
zung) ergibt sich für uns ein allgemeiner Hinweis die An-
, Zu- und Durchfahrten sowie zu Flächen für die Feuer-
wehr betreffend.  
• Wir empfehlen den Hinweis auf die einschlägigen 
Rechtsvorschriften, im Speziellen beispielgebend § 5 
HBO, Anhang 14 H-VV TB sowie DIN 14090:2003-05.  
• Hinsichtlich der Angabe die maximale Gebäudehöhe 
betreffend (Seite 3/11, Nr. A.2.2, VORABZUG Textliche 
Festsetzung) ergibt sich für uns ein Hinweis bezüglich 
der Sicherstellung von Rettungswegen über Rettungs-
gerät der Feuerwehr.  
• Wir empfehlen den Hinweis auf die einschlägigen 
Rechtsvorschriften, im Speziellen beispielgebend § 36 
HBO i. V. m. Anhang 14 H-VV TB und DIN 14090:2003-
05.  
 
 
Zum anlagentechnischen Brandschutz  
Keine weiterführenden Anmerkungen zu diesem Zeit-
punkt möglich.  
 

Eine Beteiligung am Bauleitplanverfahren erfolgt noch-
mals im Zuge der Offenlage (§4(2) BauGB). Stellung-
nahmen können sodann vorgetragen werden.  
 
 
Kenntnisnahme  
 
 
 
 
 
 
Zum baulichen Brandschutz  
Betrifft nicht das Bauleitplanverfahren.  
Die Hinweise werden aber unter Punkt D (Hinweise) im 
Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen um den 
Bauherren / Fachplanungen auf entsprechende Anfor-
derungen und Vorschriften hinzuweisen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zum anlagentechnischen Brandschutz  
 --  
 
 

Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zum baulichen Brandschutz  
 
Kein Beschluss erforderlich 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt E.7 in den Hinweisen ergänzt:  
„Baulicher Brandschutz  
Auf die einschlägigen Rechtsvorschriften wird 
verwiesen:  
- An-, Zu- und Durchfahrten sowie zu Flä-

chen für die Feuerwehr betreffend: § 5 
HBO, Anhang 14 H-VV TB sowie DIN 
14090:2003-05, … 

- Sicherstellung von Rettungswegen über 
Rettungsgerät der Feuerwehr: § 36 HBO i. 
V. m. Anhang 14 H-VV TB und DIN 
14090:2003-05.“ 

Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
Zum anlagentechnischen Brandschutz  
 --  
 
 



Bauleitplanung Stadt Viernheim – Bebauungsplan Nr. 294 „Sondergebiet Lammschlachterei Baumann“ und 26. Änderung des Flächennutzungsplanes  
Förmliche Beteiligung i. S. d. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB  
 ANLAGE I 

 

Seite 34 von 45 
 

Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag 

Zum organisatorischen (betrieblichen) Brandschutz  
Keine weiterführenden Anmerkungen zu diesem Zeit-
punkt möglich.  
 
Zum abwehrenden Brandschutz  
• Hinsichtlich der Anzeige der sogenannten Ausnahme 
"Hochregallager" (Seite 3/11, Nr. A.2.2, VORABZUG 
Textliche Festsetzung) ergibt sich für uns ein Hinweis 
den abwehrenden Brandschutz betreffend.  
• Wir empfehlen den Hinweis auf § 53 Abs.1 S.1 HBO 
u. A. i. V. m. §§ 2 Abs. 9 Nr. 17 und 53 Abs.2 HBO.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Methoden des Brandschutzingenieurwesens  
Keine weiterführenden Anmerkungen zu diesem Zeit-
punkt möglich.  
 
Zu Abweichungen / Erleichterungen  
Keine weiterführenden Anmerkungen zu diesem Zeit-
punkt möglich.  
 
Zitierte Rechtsquellen  
Hessiche Bauordnung (HBO) vom 28. Mai 2018 in der 
zum 08.08.2019 aktuellsten verfügbaren Gesamtaus-
gabe (http:www.rv.hessenrecht.de)  
Anhang 14 zu lfd. Nr. A 2.2.1.1 der Hessischen Verwal-
tungsvorschrift Technische Baubestimmungen (H-VV 
TB) Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr 
in der Fassung Februar 2007  

Zum organisatorischen (betrieblichen) Brandschutz  
--  
 
 
Zum abwehrenden Brandschutz  
Betrifft nicht das Bauleitplanverfahren.  
Der Hinweis wird unter Punkt C (Hinweise) im Textteil 
des Bebauungsplanes aufgenommen um den Bauher-
ren/ Fachplanungen auf entsprechende Anforderungen 
und Vorschriften hinzuweisen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Methoden des Brandschutzingenieurwesens  
--  
 
 
Zu Abweichungen / Erleichterungen  
-- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zum organisatorischen (betrieblichen) Brand-
schutz  
--  
 
Zum abwehrenden Brandschutz  
Kein Beschluss erforderlich 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt E.7 in den Hinweisen ergänzt: 
Abwehrender Brandschutz  
auf die einschlägigen Rechtsvorschriften wird 
verwiesen:  

-  § 53 Abs.1 S.1 HBO u. A. i. V. m. §§ 2 
Abs. 9 Nr. 17 und 53 Abs.2 HBO. 

 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 
 
Zu Methoden des Brandschutzingenieurwe-
sens  
--  
 
Zu Abweichungen / Erleichterungen  
-- 
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DIN 14090:2003-05 Flächen für die Feuerwehr auf 
Grundstücken  
 
Fazit  
Entfällt zum aktuellen Planungszeitpunkt.  
Hinweis  
Die ausgewiesene Nutzung stellt für die Feuerwehr und 
den Rettungsdienst eine besondere Herausforderung 
dar.  
 
Um Beachtung der Ihnen bekannten Hinweise zum Be-
bauungsplankataster (Bürger-GIS) wird weiterhin gebe-
ten.  
Ergänzende Informationen und Anleitungen können Sie 
dem "Pflichtenheft zur Abgabe digital erstellter Bebau-
ungspläne" entnehmen, das unter dem folgenden Link 
zum Download bereitsteht: http://buergergis.kreis.berg-
strasse.de/Dokumente/Pflichtenheft_bplan.pdf. Für 
Rückfragen Ihrerseits stehen wir gerne zur Verfügung. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  

10 Kreis Bergstraße – Untere Naturschutzbehörde 
--- 

  

11 Amt für Bodenmanagement 
Stellungnahme Schreiben v. 04.07.2019       
 
Beteiligung der Ämter für Bodenmanagement bei öffent-
lichen Planungsvorhaben:  
zur im Betreff genannten Planung nehmen wir als Trä-
ger öffentlicher Belange für die Bereiche Bodenordnung 
nach dem BauGB, Flurbereinigung (landeskulturelle Be-
lange) sowie Kataster- und Vermessungs-wesen wie 
folgt Stellung:  
Es bestehen keine Anregungen, Einwände oder Beden-
ken.  
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.  
 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
Keine Anregungen und Bedenken. 
 

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 

http://buergergis.kreis.bergstrasse.de/Dokumente/Pflichtenheft_bplan.pdf
http://buergergis.kreis.bergstrasse.de/Dokumente/Pflichtenheft_bplan.pdf
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12 Denkmalpflege, Bereich Bau- und Kunstdenkmal-
pflege 
--- 

  

13 hessenArchäologie 
Stellungnahme Schreiben vom 10.07.2019 
 
Gegen den o.g. Entwurf des Bebauungsplans werden 
von Seiten unserer Behörde keine grundsätzlichen Be-
denken vorgebracht.  
Durch den Geltungsbereich des Bebauungsplan läuft 
eine historische Straße vorneuzeitlichen Alters (vor 
1800), die durch Luftbildbefunde im Verlauf bekannt und 
die als Bodendenkmal im Sinne des § 2 Abs. 2 HDSchG 
geschützt ist. Die Schutzwürdigkeit dieser Denkmäler 
ergibt sich aus dem genannten Paragraphen, so dass 
sämtliche geplante Erdeingriffe deshalb einer Genehmi-
gung gemäß§ 18 HDSchG bedürfen. 
Wir bitten daher, diesen Genehmigungsvorbehalt im 
Text des B-Planes rechtlich festzusetzen. 
Eine Kopie dieses Schreibens geht an die Untere Denk-
malschutzbehörde beim Kreis Bergstraße zur Kenntnis. 
Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich 
ausschließlich zu den öffentlichen Belangen des Boden-
denkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege. Eine 
gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des Bau-
denkmalschutzes und der Baudenkmalpflege behält 
sich die Denkmalfachbehörde vor.  

 
 
 
Kenntnisnahme. Der Anregung wird gefolgt. 
Keine grundsätzlichen Bedenken. 
Der Hinweis zum Bodendenkmal i.S. des § 2 Abs. 2 
HDSchG wird aufgegriffen. 
 
 
 
 
 
Der Genehmigungsvorbehalt hinsichtlich Erdeingriffen 
(Genehmigung gemäß § 18 HDSchG) wird im Bebau-
ungsplan ergänzt.  
 

 
 
 
Beschlussempfehlung: 
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt E.1 in den Hinweisen ergänzt: 
„Bodendenkmal 
Im Plangebiet befinden sich ein Bodendenkmal 
im Sinne des § 2 Abs. 2 Hessisches Denkmal-
schutzgesetz (HDSchG). Die Lage des Boden-
denkmals ist in der Planzeichnung gekenn-
zeichnet. Es handelt sich um eine historische 
Wege-/Straßenführung, die das Plangebiet di-
agonal von der westlichen zur südlichen Gel-
tungsbereichsgrenze auf Höhe der Bestands-
bebauung quert.  
Bei Erdarbeiten muss damit gerechnet werden, 
dass jederzeit Bodendenkmäler im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 HDSchG aufgedeckt und zerstört 
werden können. Sämtliche geplante Erdein-
griffe bedürfen einer Genehmigung gemäß § 
18 HDSchG.“ 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 

14 Kampfmittelräumdienst 
Stellungnahme Schreiben vom 11.07.2019 
 
Über die im Lageplan bezeichnete Fläche liegen dem 
Kampfmittelräumdienst aussagefähige Luftbilder vor.  
Eine Auswertung dieser Luftbilder hat keinen begründe-
ten Verdacht ergeben, dass mit dem Auffinden von 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
Es liegt kein Verdacht vor. 
Der Bebauungsplan wird über den Sachstand informie-
ren und einen Hinweis aufnehmen, dass im Falle des 

 
 
 
Beschlussempfehlung:  
Die textlichen Festsetzungen werden unter 
Punkt E.3 in den Hinweisen ergänzt: 
„Kampfmittel:  
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Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige 
Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung 
dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine systematische 
Flächenabsuche nicht erforderlich.  
Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im 
Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdächtiger 
Gegenstand gefunden werden sollte, bitte ich Sie, den 
Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen.  
Sie werden gebeten, diese Stellungnahme in allen 
Schritten des Bauleitverfahrens zu verwenden, sofern 
sich keine wesentlichen Flächenänderungen ergeben. 
 

Auffindens kampfmittelverdächtiger Gegenstände ist, 
der Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständi-
gen ist.  
 

Luftbildauswertungen haben keinen begründe-
ten Verdacht ergeben, dass mit dem Auffinden 
von Bombenblindgängern zu rechnen ist.  
Es liegen keine Erkenntnisse über eine mögli-
che Munitionsbelastung der Fläche vor. 
Sollten im Zuge der Bauarbeiten doch kampf-
mittelverdächtige Gegenstände gefunden wer-
den, ist der Kampfmittelräumdienst unverzüg-
lich zu verständigen.“  
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 

15 Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen 
-- 

  

16 BUND Hessen 
-- 

  

17 BUND Viernheim 
Stellungnahme Schreiben vom 16.07.2019 
 
• Eine Erweiterung der Lammschlachterei stellt einen 
sehr erheblichen Eingriff in die Natur und Landschaft 
dar und wird vom BUND in diesem Ausmaß grundsätz-
lich als nicht wünschenswert beurteilt. So soll hier die 
mit Gebäuden neu bebaute Fläche um 22.283qm ver-
größert werden und sich damit mehr als verdoppeln. Die 
versiegelten Flächen würden um 9.277qm zunehmen 
und die Grünflächen um 4.096qm reduziert werden. Die 
derzeit vorhandenen Weideflächen würden um 
31.629qm kleiner.  
Die im Vorentwurf beschriebene Vergrößerung der Be-
triebsstätte, einschließlich der dann möglichen Nutzung 
von zugeordneten Flächen für Wohnungen (1.300qm) 
und einer stark vergrößerten Verkaufsfläche (von bisher 
70 auf 300qm), bedeutet in Summe die Erweiterung zu 
einem Schlachtbetrieb industrieller Größe und die 

 
 
 
Mit der Ausweisung des Sondergebietes wird der 
Standort der Betriebsstätte planungsrechtlich gesichert. 
Darüber hinaus sind Umbaumaßnahmen und bereits 
kurzfristig ein Neubau erforderlich, um den steigenden 
Qualitätsansprüchen zur Erlangung notwendiger Zertifi-
zierungen gerecht werden zu können.  
Der Bebauungsplan ermöglicht zudem die dauerhafte 
und zukunftsfähige Sicherung der Betriebsstätte.  
Die beschriebenen Flächengrößen stellen jeweils „IST“ 
im Vergleich zur „PLANUNG“ dar. Hierbei wurde das 
Maximum (100%) der planungsrechtlich zulässigen 
Ausnutzung ermittelt. Hinweis: die an den Planungsent-
wurf angepassten Zahlen sind der Begründung zu ent-
nehmen.  
Die in der Planzeichnung ausgewiesenen Flächen im 
Sondergebiet (überbaubare Flächen und Flächen für 

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
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bauliche Ausdehnung zu einer Siedlung für Angestellte 
und Saisonarbeiter. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
• Der Lebensraum der in der Viernheimer Feldgemar-
kung vorkommenden Tiere wird damit eingeschränkt, 
die Bodenversiegelung vorangetrieben, die Landschaft 
weiter zersiedelt und ihr Erholungswert für die Viernhei-
mer Bevölkerung erheblich reduziert. 
 
 
 
 
 
 
 

Nebenanlagen, etc.) bieten ein Maß an Flexibilität, wel-
che für eine zukunftsfähige Entwicklung der Betriebs-
stätte erforderlich ist. Der Bebauungsplan muss auf 
künftige Nutzeransprüche reagieren können.  
Im Zusammenhang mit der Hauptnutzung soll unterge-
ordnet ein Verkauf ermöglicht werden (Direkterzeug-
nisse/ Lebensmittel, regionale Produkte). Max. 300m² 
Verkaufsfläche werden als angemessen betrachtet, um 
den Verkauf innerhalb der Betriebsanlage abwickeln 
und die Nutzung auch in den baulichen Anlagen der Be-
triebsstätte integrieren zu können.  
Die untergeordnet zulässige Wohnnutzung bildet mit 
über 700m² den Bestand ab. Darüber hinaus sollen ca. 
500m² WF ermöglicht werden um auch auf einen aus 
betrieblichen Anforderungen heraus entstehenden Be-
darf, bspw. für Sicherungs-, Aufsichts- / Bereitschafts-
personal, ggfls. Schichtbetrieb oder bei saisonalen Be-
lastungsspitzen, flexibel reagieren zu können.   
In der Erarbeitung des Planungskonzeptes wurde auf 
einen möglichst kompakten Entwurf (unter Berücksich-
tigung von langfristigen Entwicklungspotentialen) ge-
achtet, um eine weitere Flächenausdehnung zu vermei-
den.  
 
Die durch den planungsrechtlich möglichen Eingriff in 
Natur und Landschaft sowie Boden werden ausgegli-
chen/ kompensiert (Eingriffs- Ausgleichskonzept; Vor-
lage erfolgt im Verfahren §4(2) BauGB).  
Eingriffe in den Lebensraum der vorkommenden Tiere 
werden vor dem Eingriff durch Festlegung erforderlicher 
artenschutzrechtlicher Maßnahmen berücksichtigt 
(siehe hierzu auch „artenschutzrechtliche Einschät-
zung“, IFF). Einer Zersiedlung der Landschaft und Re-
duzierung des Erholungswertes soll durch das kom-
pakte Planungskonzept inklusive der darin verankerten 
Maßnahmen zur Gestaltung entgegengewirkt werden.  
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• Es ist mit einer wesentlichen Zunahme des PKW-Ver-
kehrs (Beschäftigte sowie Groß- und Kleinkunden) und 
des Lastverkehrs (Viehtransporter) zu rechnen. Auf den 
beiden, sehr oft mit hoher Geschwindigkeit befahrenen 
Zufahrtswegen zur Lammschlachterei (Am Wiesenweg 
und Pariserweg) – die aktuelle Begrenzung der Ge-
schwindigkeit auf 50km wird von vielen Fahrern hier 
nicht beachtet! - ist mit gehäuften Konflikten und einer 
verstärkten Unfallgefahr zu rechnen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
• Die beiden Wege sind mit einer Breite von nur 5 Meter 
insbesondere für sich begegnende Lastwagen zu 
schmal. Mit drei kleinen, für die Fahrer nur schwer er-
kennbaren Ausweichstellen können die Probleme nicht 
gelöst werden. Die vorgesehene Erweiterung auf 8,50m 
des von dem Pariserweg abzweigenden und schon im 
Bereich des Bebauungsplans befindlichen Zufahrts-
wegs zum Schlachtbetrieb führt nur auf diesem kleinen 
Abschnitt zu einer Entlastung. Eine Entlastung und Ver-
breiterung/Ausbau des Wiesen- und des Pariserwegs 
ist dagegen nicht geplant. 
 
• Die beiden o.g., insbesondere für die Naherholung 
wichtigen und von vielen Fahrradfahrern zur Fahrt in 
Richtung Hüttenfeld oder Hemsbach befahrenen Wege 
werden, wegen der hier unzureichenden Verkehrser-
schließung (fehlende Fahrradwege!!), noch stärker be- 

Die Verkehrsanlagen Pariser Weg und Am Wiesenweg 
sind leistungsstark genug um die bestehenden Belas-
tungsmengen zu bewältigen. Zudem wurden durch den 
Vorhabenträger bereits in der Vergangenheit bauliche 
Maßnahmen (Ausweichstellen zur besseren und siche-
ren Abwicklung von Begegnungsverkehren) umgesetzt.  
Die Stadt Viernheim hat zur Ermittlung der Verkehrs-
mengen eine Verkehrszählung (Laufzeit 7 Tage über 
24h) durchgeführt. Die Ergebnisse sind in der Begrün-
dung dargestellt. Auch eine ggfls. resultierende Mehr-
belastung infolge einer betrieblichen Erweiterung – ist 
verkehrlich im Bestandsnetz mit dem gegenwärtigen 
Straßenquerschnitt leistbar. Eine wesentliche Verkehrs-
zunahme ist jedoch nicht anzunehmen, da auch betrieb-
liche Umstrukturierungen (Umstellung Zulieferer) erfol-
gen.  
Verkehrsordnungsrechtliche Belange können auf 
Ebene der Bauleitplanung nicht geklärt werden.  
 
Das Bauplanungsrecht kann nur innerhalb des Gel-
tungsbereichs Festsetzungen erlassen. Innerhalb des 
Planungsgebietes wird der Pariser Weg wegen der hier 
stattfindenden kreuzenden Fahrbewegungen (Einbie-
gen auf das Firmengelände) auf gesamt 8,5m verbrei-
tert.  
Die Wegbreite außerhalb des Planungsgebietes wurde 
durch Ausweich-Buchten verbreitert um Begegnungs-
verkehre von Lkw-Lkw besser abwickeln zu können.  
 
 
 
Die Zufahrtswege Am Wiesenweg und Pariser Weg sind 
in einem guten baulichen Zustand und werden auch als 
Fahrradweg oder durch anderen n-MIV genutzt (Spa-
ziergänger, Fahrradfahrer, Skater, Reiter)  
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und überlastet. Die zur Naherholung der Viernheimer 
Bevölkerung genutzten Feldwege können nicht mehr si-
cher begangen oder befahren werden (Spaziergänger, 
Fahrradfahrer, Skater; Reiter...). 
 
 
 
 
 
 
• Den Direktverkauf von Fleisch und seine Ausweitung 
auf einer ca. 4fach vergrößerten Verkaufsfläche im Son-
dergebiet halten wir, vor allem wegen des zu erwarten-
den, verstärkten Kundenverkehrs, nicht für richtig. Der 
Fleischverkauf sollte z.B. in eines der Viernheimer Ge-
werbegebiete verlagert werden oder in kooperierenden, 
lokalen Metzgereien erfolgen. Damit würde eine sehr 
spürbare Entlastung der Zufahrtswege erreicht. 
 
 
 
 
• Der Bau eines 15 Meter hohen, unübersehbaren La-
gergebäudes (bisher nur 5 Meter Lagerhöhe) beein-
trächtigt erheblich das Landschaftsbild und sollte hier 
daher unterbleiben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eine Überlastung durch den motorisierten Verkehr wird 
sich jedoch nicht einstellen. Vielmehr geht es darum die 
Verkehrsströme zu ordnen und parallel stattfinden zu 
lassen. Hier könnte durch geschwindigkeitsreduzie-
rende Maßnahmen oder Ausweisung (Markierung) von 
nutzerbezogenen Fahrspuren agiert werden. Geplant ist 
eine Neuordnung des Pariser Weges im Plangebiet mit 
einer Verbreiterung sowie der Schaffung eines separa-
ten Fuß- und Radeweges, der durch eine Baumreihe 
von den Fahrbahnen getrennt ist.  
Die Festsetzung sieht max. 300m² Verkaufsfläche vor. 
Hier geht es zunächst darum, einen Direkt–Verkauf (re-
gionaler Erzeugnisse) baulich in eine betriebliche An-
lage zu integrieren. Erhebliche Mehrverkehre, die im 
Verkehrsnetz nicht abgewickelt werden können, werden 
durch die (vergrößerte) Verkaufsstätte nicht erwartetet.  
Auch ein Vertrieb in kooperierenden, lokalen Metzge-
reien wäre zunächst logistisch zu lösen, um keine Mehr-
verkehre (Lieferung an Betriebe) zu erzeugen. Eine 
spürbare Entlastung der Zufahrtswege wird daher in 
Frage gestellt.  
 
Im Bebauungsplanentwurf wird die Fläche, auf der die 
Errichtung eines Hochregallagers zugelassen wird auf 
3.500 m² begrenzt und damit der Eingriff in das Land-
schaftsbild begrenzt. Im Übrigen gilt die max. Gebäude-
höhe von 12,0m. 
Zur Errichtung eines Hochregallagers ist eine Höhe von 
max. 15m erforderlich. Die Zulässigkeit von Hochregal-
lagern erfolgt auch, um den Flächenumgriff (Inan-
spruchnahme von Flächen) möglichst gering zu halten. 
Die Festlegung gestalterischer Maßnahmen, hier die 
Festlegung von „Flächen und Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft sowie Anpflanzungen von Bäumen und 
Sträuchern und sonstige Bepflanzungen“, wurde bereits 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung Festsetzung zu Hochregallager 
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• Generell stellt sich die Frage, ob es aus Sicht des Ti-
erwohls gut ist - auch wenn die Gesetzeslage dies im-
mer noch zulässt - wenn Schlachtvieh über sehr weite 
Strecken zu Großschlachtereien transportiert wird. Für 
weit besser halten wir es, wenn Fleisch regional erzeugt 
und regional vermarktet wird. Der Erhalt und die Förde-
rung kleiner Bauernläden und der örtlichen Metzgereien 
darf durch im Wettbewerb begünstigte Großbetriebe 
nicht gefährdet werden. 
 
 
BUND Viernheim 
NACHTRAG ZUR STELLUNGNAHME mit Schreiben/ 
Mail vom 07.10.2019 
 
unsere o.g. Stellungnahme möchten wir wie folgt ergän-
zen: 
Von der Lammschlachterei wurde gegenüber von dem 
Betriebsgelände rechts am Zufahrtsweg ohne behördli-
che Genehmigung ein über 3.000qm großer, asphaltier-
ter LKW- und PKW-Parkplatz angelegt. Die illegale An-
lage des Parkplatzes sollte im Genehmigungsverfahren 
die notwendige Beachtung finden (Frage nach der Zu-
verlässigkeit des Antragstellers) und ist bei zu treffen-
den Ausgleichsmaßnahmen zu berücksichtigen 
 

aufgegriffen. So wird das SO-Gebiet an den „Rändern“ 
eingegrünt.  
Klarstellend wird die textliche Festsetzung redaktionell 
angepasst.  
 
 
Betrifft nicht das Bauleitplanverfahren.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Sachverhalt ist bekannt. Der Anregung wird gefolgt.  
Das Bauplanungsrecht wird auch die Stellplatzflächen 
behandeln und bei der Ermittlung der erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen berücksichtigen.  
Auf die Gültigkeit der Stellplatzsatzung der Stadt Viern-
heim wird verwiesen. Demnach sind Stellplätze zu be-
grünen.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Einarbeitung im Plan-Entwurf (Festsetzung, 
Planzeichnung). 
 
 
 
 
 

18 NABU HESSEN 
-- 

  

19 
 

Hessische Gesellschaft für Naturschutz und Orni-
thologie  
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-- 

20 Wanderverband Hessen 
-- 

  

21 Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
-- 

  

22 Handwerkskammer 
-- 

  

23 IHK Darmstadt 
Stellungnahme Schreiben vom 25.07.2019 
 
vielen Dank, dass wir zu den Planungen der Stadt Viern-
heim Stellung nehmen dürfen.  
Wir haben keine Bedenken oder Anregungen zu den 
Planungen. Wir schließen aber nicht aus, dass kammer-
zugehörige Unternehmen Einwände haben können, die 
uns nicht bekannt sind. 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Keine Anregungen und Bedenken. 
 

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 

24 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement 
Stellungnahme Schreiben vom 04.07.2019 
 
Gegen die oben genannten Bauleitplanungen bestehen 
seitens Hessen Mobil keine Einwände. Die von Hessen 
Mobil zu vertretenden Belange werden durch das Plan-
vorhaben nicht berührt. 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Keine Anregungen und Bedenken. 
 

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 

25 Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt 
-- 

  

26 Ortslandwirt Gerhard Hoffmann 
-- 

  

27 ZAKB Zentrale Abfallwirtschaft Kreis Bergstraße 
Stellungnahme Schreiben vom 25.06.2019 
 
Bezüglich des o.g. Bauvorhabens in der Stadt Viern-
heim möchten wir Sie auf die für einen sicheren Betrieb 
mit Abfallsammelfahrzeugen notwendigen Vorausset-
zungen, bei der von Ihnen geplanten Baumaßnahme 

 
 
 
Kenntnisnahme.  
Die Hinweise zur Vermeidung des Rückwärtsfahrens 
werden zur Kenntnis genommen. Die (öffentlichen) Ver-
kehrsflächen werden verbreitert, um die stattfindenden 

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
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hinweisen: 
In der aktuellen DGUV Regel 114-601 wird in einem ei-
genen Kapitel die Vermeidung von Rückwärtsfahrten 
des Abfallsammelfahrzeugs gefordert.  
Um dies zu gewährleisten, sind bei der Anlage von 
Stichstraßen Wendeanlagen einzurichten, die das Be-
fahren von einem 3-achsigen Abfallsammelfahrzeug mit 
einer Fahrzeuglänge von 10,5 m und einem zulässigen 
Gesamtgewicht von 26 to ermöglichen (vgl. RASt 06, 
6.1.2.2, Bild 58). Kann aufgrund der örtlichen Verhält-
nisse eine Wendeanlage nicht realisiert werden, ist min-
destens ein Wendehammer (vgl. RASt 06, 6.1.2.2, Bild 
59) einzurichten, der es unseren Fahrzeugen ermög-
licht, durch kurzes Zurücksetzen die Fahrtrichtung zu 
ändern. 
Da ein unvorhersehbares Rückwärtsfahren – aufgrund 
von temporären Verkehrsbeeinträchtigungen (z.B. 
durch Verparkung) – nicht ausgeschlossen werden 
kann, beträgt die notwendige Fahrbahn- / Fahrgassen-
breite bei einer Anliegerstraße bzw. -weg mindestens 
3,55 m (DGUV Regel 114-601, 3.8 ➔ 2,55 m, Fahr-
zeugbreite zuzüglich eines Sicherheitsabstandes von 
0,5 m zu beiden Seiten). Bitte berücksichtigen Sie dabei 
notwendige Ausweichstellen und die erwartete Ver-
kehrsbelastung (vgl. RASt 06, 6.1.1.10 & Tabelle 16). 
Wir bitten dies bei der Planung zu berücksichtigen, um 
eine reibungs- und gefahrlose Abfuhr zu gewährleisten. 
 

Verkehrsbewegungen insbesondere der Zu- und Ablie-
ferungsverkehre (Lkw) zu ermöglichen.  
Bemessungsfahrzeug ist hierbei der Lastzug mit 15m 
Länge. Am südwestlichen Kreuzungspunkt wird ein 
Wendekreis mit 15m Radius zur Verfügung stehen.  
 
 

Keine. 
 

28 
 

Stadtentwässerung 
Stellungnahme Schreiben vom 13.06.2019 
 
Keine Bedenken  

 
 
 
Kenntnisnahme. 
Keine Bedenken. 
 

 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
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29 Stadtwerke Viernheim 
Stellungnahme Schreiben vom 27.06.2019 
 
Auf Seiten der Stadtwerke Viernheim spricht nichts ge-
gen den oben genannten Bebauungsplan. 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
Keine Anregungen und Bedenken. 
 

 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 

30 MVV 
-- 

  

31 Telekom 
-- 

  

32 terranets bw GmbH 
Stellungnahme Schreiben vom 11.06.2019 
 
Im Geltungsbereich des oben genannten Bebauungs-
planes (gilt nur für rot markierten Bereich) liegen keine 
Anlagen der terranets bw GmbH, so dass wir von dieser 
Maßnahme nicht betroffen werden. 
Im räumlichen Geltungsbereich des gesamten FNP lie-
gen Anlagen der terranets bw GmbH. 
Sollten der räumliche Geltungsbereich geändert werden 
und sonstige Auswirkungen auf die Anlagen der terra-
nets bw GmbH nicht auszuschließen sein, bitten wir um 
erneute Beteiligung. 
 
Anlage Kartenauszug  
 
Weitere Unterlage:  
Datenschutzhinweise im Zusammenhang mit Anfragen 
zur Leitungsauskunft bzw. zu Planungen und Baumaß-
nahmen im Bereich unserer Anlagen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Keine Anregungen und Bedenken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Betrifft nicht das Bauleitplanverfahren.  

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 

33 Abwasserverband Bergstraße 
--  

  

34 Amprion   
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-- 

35 GVS Erdgas 
Stellungnahme Schreiben vom 11.06.2019 
 
Senden Sie Ihre Anfragen bitte nur noch an die Postan-
schrift:  
terranets bw GmbH  
Am Wallgraben 135  
70565 Stuttgart  
oder:  
um eine schnellstmögliche Antwort zu erhalten, senden 
Sie bitte zukünftige Anfragen an folgende E-Mail Ad-
resse: leitungsauskunft@terranets-bw.de , oder nutzen un-
seren Link zur kostenlosen Online-Leitungsauskunft: 
https://www.online-leitungsauskunft.net/ 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 

 
 
Kein Beschluss erforderlich 
 
Auswirkungen auf die Flächennutzungs-
planänderung / den Bebauungsplan: 
Keine. 
 

 

 

aufgestellt:  

 

MVV Regioplan 

ppa. Jacqueline Schnurpfeil   

27.04.2022 

Für die Stadt Viernheim              

Magistrat der Stadt Viernheim 

 Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung 

 i.A. gez.  
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